
2016

http://www.arbeitgeber.ch


	 1	 Editorial

	 2	 Im Interview: Vizepräsident Gian-Luca Lardi

	 6	 Schwerpunkt: Umsetzung der Masseneinwanderungs-Initiative

	 8	 Was die Arbeitgeber 2016 bewegte

	11	 Arbeitsmarkt

	16	 Bildung

	20	 Sozialpolitik

	25	 Internationales

	29	 Kommunikation

	32	 ARBEITGEBERTAG 2016 – Ein Rückblick in Bildern

	34	 Das Arbeitgeberjahr 2016 in Zahlen

	37	 Mitgliederverzeichnis

	40	 Vorstandsausschuss

	41	 Vorstand

	42	 Geschäftsstelle

	44	 Mandate

Bebilderung

Wir werden immer älter. Was eine gute Nachricht für uns alle ist, ist ein Härtetest für 
unsere Sozialwerke. Immer weniger Erwerbstätige müssen für die Renten von immer mehr 
Pensionierten aufkommen. Die Politik hat es bisher versäumt, die Altersvorsorge für diese 
Herausforderung zu rüsten. Das wird die jüngere Generation teuer zu stehen kommen. Die 
alternde Gesellschaft verändert freilich auch den Arbeitsmarkt. Der Arbeitskräftemangel 
wird sich mit dem Austritt der Babyboomer aus dem Erwerbsleben dramatisch verschär-
fen. 

Die Bilderseiten und die sie ergänzenden Bilderstrecken in der Arbeitgeber-App zeigen 
Momentaufnahmen, die das Zusammenspiel der Generationen in der Arbeitswelt fest
halten. Ob junge Lernende mit ihrem Lehrmeister, am Anfang ihres Berufslebens stehende 
Erwerbstätige mit pensionierten Kunden oder ältere Kursteilnehmer mit einem jungen 
Mentor: In den Unternehmen wird der generationenübergreifende Alltag vorgelebt.

Umschlag: Eine junge Kursleiterin von Swisscom in Genf macht Pensionierte mit mobilen 
Geräten wie Smartphones und Tablets vertraut.
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Editorial

Geschätzte Mitgliederorganisationen
Sehr geehrte Damen und Herren

Rückblickend relativiert sich im täglichen Leben vieles. Erscheinen anfänglich Pro­
bleme unüberwindbar, finden sich auf einmal Lösungen. Aber die Lösungssuche ist oft 
aufwendig und intensiv – genau dies trifft auch auf das Arbeitgeberjahr 2016 zu. Alles 
überstrahlt hat die Debatte um die gesetzliche Umsetzung der Masseneinwanderungs-
Initiative, die zum Jahresende erfolgreich abgeschlossen werden konnte. Ähnlich kon­
trovers ging es bei der Altersvorsorgereform zu und her – Grund genug, um an unse­
rer Jahresveranstaltung, dem ARBEITGEBERTAG 2016, Bundesrat Alain Berset und 
den weiteren Gästen die Schicksalsfrage zu stellen: «Wie viel Sozialstaat erträgt die 
Schweiz?».

Die Reform der Altersvorsorge mag die grösste sozialpolitische Herausforderung seit 
Jahren darstellen, die einzige ist sie jedoch bei Weitem nicht. Davon zeugen im Berichts­
jahr etwa die mit Erfolg bekämpften Volksabstimmungen über ein bedingungsloses 
Grundeinkommen und über eine Erhöhung der AHV-Renten (AHVplus) oder unsere 
viel beachteten Stellungnahmen zu den nötigen Reformen sowohl in der Invalidenver­
sicherung als auch bei den Ergänzungsleistungen.

In der Bildungspolitik ragte im vergangenen Jahr die Diskussion um die Stärkung der 
höheren Berufsbildung hervor. Wenn auch über Umwege, fand die Vorlage im Parlament 
– nicht zuletzt dank des Einsatzes des Schweizerischen Arbeitgeberverbands – schliess­
lich eine Mehrheit. Darüber hinaus stiessen der Bund, die Kantone und die Sozialpart­
ner, wiederum unter federführender Mitwirkung der Arbeitgeber, die wichtige Strate­
gieentwicklung 2030 für eine Berufsbildung mit Zukunft an.

Um über diese und weitere Themen, welche die Arbeitgeber 2016 bewegten, mehr zu 
erfahren, laden wir Sie zur Lektüre unseres Jahresberichts ein. Beachten Sie beispiels­
weise die Jahreschronik für den schnellen Überblick über die wichtigsten arbeitgeber­
politischen Ereignisse, die Beiträge aus den Ressorts für vertiefte Informationen und 
nicht zuletzt die Bilder für den visuellen und emotionalen Zugang zum Arbeitgeberjahr 
2016. Bereits einmal umblättern genügt, um im Interview zu erfahren, wer als neuer 
Vizepräsident des Schweizerischen Arbeitgeberverbands künftig dessen Interessen 
auch in der italienischsprachigen Schweiz vertritt. Nach dem Fokus auf die Romandie 
in den vergangenen Jahren wollen wir nun ebenso im Tessin verstärkt präsent sein.

Wir möchten aber auch die Gelegenheit zum Dank benützen. Er gebührt unseren 
engagierten und treuen Mitgliedern wie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Geschäftsstelle. Ihnen allen ist es letztlich zu verdanken, dass die Stimme der Arbeit­
geber im vergangenen Jahr in Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit Gehör fand. Last 
but not least: Das, was Sie möglicherweise gerade in Papierform in Händen halten – und 
noch mehr –, bekommen Sie auch geboten, wenn Sie diesen Jahresbericht in der Arbeit­
geber-App herunterladen und auf Ihren mobilen Geräten nutzen.

Valentin Vogt	 Roland A. Müller
Präsident	 Direktor

Roland A. Müller, Direktor (links), und  
Valentin Vogt, Präsident des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands
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Mit Gian-Luca Lardi, dem kürzlich 

gewählten weiteren Vizepräsi

denten, umfasst das Präsidium 

des Schweizerischen Arbeitgeber-

verbands nun je einen Vertreter 

der deutsch-, der französisch- 

und der italienischsprachigen 

Schweiz. Lardi führt ein Bauunter-

nehmen in Lugano, ist Präsident 

des Schweizerischen Baumeister-

verbands, Familienvater und in  

der Lokalpolitik aktiv. Der gebürti-

ge Puschlaver bricht im Interview 

eine Lanze für mehr Pragmatis-

mus, Generationensolidarität und 

Freiheit.

Herr Lardi, Sie sind als Vorstandsmit-
glied des Schweizerischen Arbeitge-
berverbands (SAV) neu auch dessen 
Vizepräsident. Worauf freuen Sie sich 
in dieser Rolle besonders?

GIAN-LUCA LARDI: Es ist für mich eine 
Ehre, Vizepräsident dieses Verbands zu 
sein. Ich war überrascht über die Anfrage 
und habe mit grosser Freude zugesagt. Ich 
schätze die enge Zusammenarbeit und die 
Dialogkultur im Verband sowie die offe­
ne Art des Präsidenten sehr. Ich sehe das 
neue Amt als Gelegenheit, gewisse Akzen­
te zu setzen, den Schweizerischen Arbeit­
geberverband gegen aussen zu vertreten 
und die eine oder andere Meinung in einer 
etwas pointierteren Art zu äussern.

Welche Ziele haben Sie sich als SAV-
Vizepräsident gesetzt?

Als Vizepräsident sitze ich nicht allein als 
Vertreter der Baubranche im Vorstand. Ich 
möchte deshalb ein stärkeres Gespür für 
die Gesamtinteressen entwickeln. Am 
Schluss benötigen wir Kompromisse, die 
von allen Arbeitgebern mitgetragen wer­
den. Ein zweites Ziel ist es, die italienisch­
sprachige Schweiz und ihre teils von der 
übrigen Schweiz abweichende Optik ver­
mehrt im Dachverband einzubringen.

Wie nehmen Sie den Schweizerischen 
Arbeitgeberverband wahr – sowohl 
aus der Perspektive eines Vertreters 
der italienischsprachigen Schweiz als 
auch der Baubranche?

Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
ist ein Verband mit Bodenhaftung und 
Praxisnähe: konkret, pragmatisch, pro­
fessionell, kompetent in seinen Dossiers 

und mit einer enorm wichtigen Aufga­
be in der Wirtschaftspolitik. Aus Tes­
siner Perspektive wünschte ich mir ei­
nen verstärkten Austausch zwischen den 
Sprachregionen und mit den nationalen 
Dachverbänden. Das Tessin definiert und 
organisiert sich gerne als eigenständige 
Region, es muss aber in den nationalen 
Dialog eingebunden und ernst genom­
men werden. Es braucht ein gegenseitiges 
Commitment. Als Bauvertreter nehme ich 
den SAV als sehr empfänglich für die Si­
tuation und Bedürfnisse dieser Branche 
wahr; die Zusammenarbeit ist sehr gut.

Inwiefern können Sie zwischen Ihrer 
Verbandsarbeit und Ihrer Tätigkeit als 
Bauunternehmer Synergien nutzen?

Ich wende je etwa die Hälfte meiner 
Arbeitszeit für die unternehmerische 
Tätigkeit und für Verbandsaufgaben auf. 
Dabei sehe ich das eine als Voraussetzung 
für das andere: Um im Vorstand von Ver­
bänden mitzuarbeiten, ist es zwingend, 
mit einem Bein in der Wirtschaft zu ste­
hen. Erst dies ermöglicht es, deren Be­
dürfnisse zu erkennen und einzubrin­
gen. Ohne diesen Praxisbezug würden 
wir Gefahr laufen, Ideologien aufzusitzen 
und den Pragmatismus aus den Augen zu 
verlieren.

Wo ist arbeitgeberpolitischer Prag-
matismus derzeit aus Ihrer Sicht am 
stärksten gefragt?

Die Finanzierung der Altersvorsorge ist 
für mich das derzeit wichtigste Thema. 
Es tangiert die Solidarität zwischen den 
Generationen und wir müssen – nicht nur 
in diesem Geschäft – aufpassen, dass wir 
die jungen Generationen nicht zugunsten 

Gian-Luca Lardi

«Wir dürfen die  
junge Generation nicht 
benachteiligen»
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der älteren benachteiligen und dadurch 
demotivieren. Denn es sind die Jungen, die 
in den nächsten Jahrzehnten unsere Ge­
sellschaft in die Zukunft führen werden. 
Der Wohlstand unserer jetzigen Rentner­
generation ist unbestritten. Wir müssen 
uns fragen: Ist es sinnvoll, die Sparbeiträ­
ge der Jungen dorthin zu transferieren, wo 
insgesamt bereits genügend Wohlstand 
vorhanden ist? Damit verkenne ich nicht, 
dass es in jeder Generation hilfsbedürftige 
Menschen gibt. Doch für sie brauchen wir 
zielgerichtete Lösungen, nicht eine Vertei­
lung mit der Giesskanne.

Wie unterscheidet sich in Ihrer Wahr-
nehmung das arbeitgeberpolitische 
Klima im Tessin von jenem in der 
Deutsch- und Westschweiz?

Im Tessin ist die «5er und Weggli»-Men­
talität verbreitet. Das zeigt sich beispiels­
weise daran, dass die Leute in Italien bil­
lig einkaufen und zugleich in der Schweiz 
für ihre Arbeit einen hohen Lohn fordern. 
Wir müssen die Bevölkerung vermehrt da­
für sensibilisieren, dass die langfristige 
Sicherung der Arbeitsplätze nicht gratis 
ist. Mit anderen Worten: Wir können nicht 

hohe Löhne, einen hohen Lebensstandard 
und gleichzeitig das Preisniveau anderer 
europäischer Länder haben.

Was beschäftigt davon abgesehen 
die Tessiner Arbeitgeber aktuell am 
stärksten?

Im Zentrum der aktuellen Diskussion 
steht die Personenfreizügigkeit – mit all 
ihren Vorteilen, aber auch negativen Sei­
ten. Einerseits profitiert das Tessin von 
den Grenzgängern als Arbeitskräfte, an­
dererseits drückt das auf das Lohnniveau 
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der Inländer. Überdies zieht es beispiels­
weise Kapazitätsengpässe bei der Infra­
struktur nach sich. Hier eine Balance zu 
finden, welche die Arbeitsplätze sichert 
und das Wirtschaftswachstum unter­
stützt, aber von der Bevölkerung akzep­
tiert wird, ist eine Herausforderung – zu­
nehmend nicht nur im Tessin, sondern in 
der ganzen Schweiz.

Was schlagen Sie vor?

Bei der Kontrolle der Lohn- und Arbeits­
bedingungen wäre wieder mehr Pragma­
tismus gefragt: Anstatt immer mehr und 
jedes Detail zu kontrollieren, sollten sich 
die Kontrolleure zur Missbrauchsbekämp­
fung auf das Wesentliche konzentrieren. 
Im Gesamtarbeitsvertrag der Baubranche 
haben wir beispielsweise ein enorm auf­

wendiges Regelwerk. Die paritätischen 
Kommissionen kontrollieren jedes Detail 
bei zuverlässigen Unternehmen bis auf 
fünf Rappen genau und übersehen dafür 
andernorts schwerere Vergehen etwa bei 
Scheinselbstständigen. Man beisst sich 
häufig an Kleinigkeiten fest und verliert 
dabei die Gesamtübersicht.

Sie haben eingangs die teils abwei-
chende Optik des Tessins erwähnt. Wo-
ran denken Sie konkret?

Das Tessin wird häufig als Sonderfall 
betrachtet, den man mit einer lokal be­
schränkten Sonderlösung erledigen kann. 
Unsere Region ist aber vielmehr Vorbote 
und Seismograf als Sonderfall: Was heu­
te im Tessin geschieht, lässt sich morgen 
vielleicht in einer anderen Region beob­
achten und beschäftigt übermorgen die 
ganze Schweiz. Typischerweise waren 
Probleme im Zusammenhang mit der Per­
sonenfreizügigkeit im Tessin schon lange 
vor der Masseneinwanderungs-Initiative 
ein Thema. Wir brauchen eine Kompro­
misslösung für die ganze Schweiz, denn 
die Probleme sind letztlich überall die glei­
chen, nur zeigen sie sich in unterschied­
licher Intensität. So ist die Unterwande­

rung des Gesamtarbeitsvertrags auf dem 
Bau in der Zentralschweiz kein inexisten­
tes Phänomen, sie hat dort jedoch noch 
kein schmerzhaftes Ausmass angenom­
men. Wir sollten entsprechend auch auf 
politischer Stufe modular denken und Lö­
sungen entwickeln, die sich je nach Aus­
mass eines Problems hoch- oder runter­
fahren lassen.

Wie beurteilen Sie die Sozialpart-
nerschaft und ihre Bedeutung für die 
Schweiz?

Sie ist sehr wichtig. Ohne funktionieren­
de Sozialpartnerschaft müsste die Zu­
sammenarbeit zwischen Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerseite vollumfänglich 
auf Gesetzesebene geregelt werden. Das 
würde die Gefahr praxisferner Regulie­
rungen erhöhen, die das Ziel verfehlen. 
In den letzten Jahren war die Zusammen­
arbeitskultur allerdings wenig partner­
schaftlich und vereinzelt kämpferischer. 
Das bedauere ich. Von Arbeitgebersei­
te versuchen wir immer, pragmatisch zu 
bleiben; wir sind gesprächs- und kompro­
missbereit. Für einen Kompromiss muss 
aber die Gegenseite ebenso bereit sein, ne­
ben den Interessen der Arbeitnehmenden 
die Rahmenbedingungen der Arbeitgeber 
zu berücksichtigen.

Als wie wichtig erachten Sie das Enga-
gement von Unternehmern in der Poli-
tik?

Es ist unbestritten, dass in der Politik – 
zumindest auf nationaler Ebene – das Mi­
lizprinzip immer weniger gelebt wird und 
eine Professionalisierung stattfindet. Die 
heutige Komplexität im politischen Alltag 
zwingt zur Spezialisierung. Dennoch glau­
be ich, dass es machbar ist, sich neben 
dem Beruf aktiv in der Politik einzuset­
zen. Wir müssen als Verband, der zwi­

Im Tessin waren Probleme 
im Zusammenhang mit  
der Personenfreizügigkeit 
schon lange ein Thema.

Die Kontrolleure beissen 
sich häufig an Kleinigkeiten 
fest und verlieren dabei  
die Gesamtübersicht.

Persönlich: Gian-Luca Lardi

>> Gian-Luca Lardi, wie beschreiben 
Sie sich in einem Wort? Multikulti, 
im Sinn von Verständnis für die 
Vielsprachigkeit und verschiede-
nen Kulturen und der Wahrneh-
mung der Unterschiede als Berei-
cherung.

>> Welche Person würden Sie gerne 
einmal treffen – und warum? 
Winston Churchill: ein politischer 
Leader in Krisenzeiten und ein her-
vorragender Kommunikator mit 
unvergleichbarem rhetorischem 
Talent.

>> Was haben Sie in der Schule 
gelernt? Möglichst viel von dem 
aus sich herauszuholen, was in 
einem steckt – unabhängig davon, 
wie viel es tatsächlich ist.

>> Was nicht? Chemie, das war nun 
wirklich nicht mein Fach.

>> Was wollten Sie als Kind werden? 
Elektriker: Ich nahm schon als Kind 
Haushaltsgeräte auseinander, 
reparierte sie und war davon total 
fasziniert.

>> Welches Buch liegt derzeit auf 
Ihrem Nachttisch? «Kissingers 
langer Schatten»: Es blickt auf  
die politische Karriere von Henry 
Kissinger zurück – eine Schlüssel-
figur zu der Zeit, in der ich auf-
wuchs.

>> Was spielen Sie am liebsten mit 
Ihren Kindern? Wir bauen derzeit 
gemeinsam eine Baumhütte.

>> Welches Ziel haben Sie noch nicht 
erreicht? Die Antarktis.
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schen Wirtschafts- und Politikwelt agiert, 
die Arbeitgeber und ihre Mitarbeitenden 
für die Bedeutung des Milizsystems sen­
sibilisieren. Die schleichende Verbüro­
kratisierung und der naive Glaube, alles 
mit Gesetzen regeln und kontrollieren zu 
können, sind meines Erachtens direkte 
Konsequenzen des Auseinanderdriftens 
der konkreten, realen Wirtschaftswelt ei­
nerseits und der Politik andererseits.

Um das Milizprinzip hochzuhalten, 
braucht es neben dem Engagement 
des Einzelnen aber auch eine gewisse 
Flexibilität der Arbeitgeber …

Das ist zweifellos so. In unserem Unter­
nehmen lassen wir Raum für solche Enga­
gements, mit Teilzeitpensen und anderen 
flexiblen Lösungen.

Sie arbeiten seit 2001 für das Unter-
nehmen, dem Sie seit 2007 als CEO vor-
stehen. Was macht es für Sie über all 
die Jahre zu einem guten Arbeitgeber?

Was ich persönlich schätze, sind die Ehr­
lichkeit und Fairness in der Zusammen­
arbeit im Unternehmen. Eine gute Kultur 
im Umgang mit den Mitarbeitenden ist 
das Wichtigste, denn der Mehrwert eines 
Bauunternehmens besteht in seinen Mit­
arbeitenden: Baumaterialien und Geräte 
kann jeder überall und jederzeit kaufen. 
Die Mitarbeitenden mit ihrem Know-how 
hingegen machen den Unterschied zwi­
schen den Unternehmen aus. Ich habe bei­
spielsweise die Erfahrung gemacht, dass 
die Mitarbeitenden für schwierige Situa­
tionen und allenfalls notwendige Mass­
nahmen Verständnis haben, wenn man 
transparent mit ihnen darüber spricht 
und ihnen dadurch die Möglichkeit gibt, 
das Handeln des Arbeitgebers nachzuvoll­
ziehen.

Was sind Ihre Führungsgrundsätze 
als Geschäftsführer dieses Unterneh-
mens?

Mein oberster Führungsgrundsatz ist es, 
Vorbild zu sein. Wenn ich etwas fordere, 
halte ich mich selbst auch daran. Ausser­
dem versuche ich, möglichst viel Hand­
lungsspielraum zu lassen, besonders, 
wenn Kreativität und Innovationskraft der 
Mitarbeitenden gefragt sind, und nur wo 
nötig zu lenken und zu regeln.

Zum Schluss noch ein Blick nach Bun-
desbern: Wie beurteilen Sie die aktuel-
le Politik des Bundesrats?

Der Freiheitsgedanke unserer Verfassung 
unterliegt im Bundesrat allzu oft dem Sire­
nengesang der Regulierung und Kontrol­
le. Der Bundesrat meint es gut, aber am 

Schluss kommt doch meistens eine Re­
gulierung heraus. Er sollte meines Erach­
tens umgekehrt den Mut haben, einmal 
eine Regulierung abzuschaffen und mehr 
Freiraum zu lassen – zum Wohl der gan­
zen Gesellschaft. Natürlich muss auch der 
Bundesrat immer Kompromisse finden. 
Das Problem ist aber, dass sich heute – 
im Unterschied zu früher – die Wirtschaft 
in einem Tempo entwickelt, mit dem die 
Politik nicht mithält. Das heisst: Die Poli­
tik will heute mit Rezepten von gestern 
die Probleme von morgen lösen. Gleich­
wohl möchte ich anfügen, dass eine gewis­
se Trägheit des politischen Systems nicht 
a priori schlecht ist. Denn sie verhindert, 
dass die Politik Lösungen für Probleme be­
schliesst, die gar kein dauerhaftes Prob­
lem sind.

Interview: Daniela Baumann

Die Politik will heute mit 
Rezepten von gestern die 
Probleme von morgen 
lösen.

Gian-Luca Lardi an der Medienkonferenz 
des Schweizerischen Arbeitgeberverbands 
in Lugano, an der er als Vizepräsident 
vorgestellt wurde.
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Ein zentrales Thema 2016 war die 

Umsetzung der Masseneinwande-

rungs-Initiative. Mit deren Annah-

me am 9. Februar 2014 und dem 

als Umsetzungsfrist festgelegten 

9. Februar 2017 war der Zeitrah-

men abgesteckt. Das Parlament 

verabschiedete in der Winterses-

sion 2016 – gleichsam um fünf vor 

zwölf – eine Umsetzung auf dem 

Gesetzesweg, die zusätzlich auch 

der Ratifikation des Kroatien-

Protokolls sowie der Fortführung 

des Forschungsprogramms «Hori-

zon 2020» den Weg bereitete.

Im Jahr 2014 beauftragte der Bundesrat 
eine Expertengruppe, Varianten zur Um­
setzung von Artikel 121a der Bundes­
verfassung zu erarbeiten. Als Vertreter 
in dieser Gruppe waren für den Schwei­
zerischen Arbeitgeberverband (SAV) die 
Eckwerte klar: Fortführung der bilatera­
len Verträge mit der EU bei gleichzeitiger 
Steuerung der Zuwanderung durch geeig­
nete Massnahmen – die berühmte Quad­
ratur des Kreises. Unter welchen Voraus­
setzungen dies mit den in Artikel 121a BV 
festgeschriebenen «Höchstzahlen und 
Kontingenten» überhaupt möglich sein 
würde, war damals noch unklar. Zwei 
Wege liessen sich theoretisch beschrei­
ten: Die Verhandlung mit der EU über das 
Personenfreizügigkeitsabkommen (FZA) 
oder die Anwendung von Artikel 14 Ab­
satz 2 des bestehenden FZA, wonach bei 
schwerwiegenden wirtschaftlichen oder 
sozialen Problemen Abhilfemassnahmen 
beschlossen werden können.

Der 1. Akt 
Eine Schutzklausel zur 
Bewahrung der Bilateralen

Ende Mai 2015 veröffentlichte der SAV sei­
ne Vorschläge zur Umsetzung der Mas­
seneinwanderungs-Initiative (MEI), deren 
Grundlage unter anderem eine Schutz­
klausel bildete. Das Konzept sah vor, dass 
die Landesregierung jährlich eine Schwel­
le für die Nettozuwanderung definieren 
sollte, bei deren Überschreiten ein Steu­
erungsmechanismus wirksam geworden 
wäre. In diesem Fall wäre eine Kaskade 
von Massnahmen zur Anwendung ge­
kommen, die gestaffelt aktiviert werden 
sollten und auf einer Kombination von 
quantitativen und qualitativen Kriterien 
beruhten. Zwar bot auch dieser Ansatz 
keine Garantie für einen Verhandlungs­
erfolg. Doch es war der aussichtsreichs­
te Weg, die bilateralen Abkommen zu be­
wahren.

Dabei war zentral, den in Artikel 121a BV 
vorhandenen Umsetzungsspielraum zu 
nutzen, wonach dem gesamtwirtschaft­
lichen Interesse Rechnung zu tragen ist. 
Wichtig war zudem die praxistaugliche 
Einführung eines Inländervorrangs. Eine 
solche qualitative Massnahme war insbe­
sondere vor Aktivierung einer an Artikel 
14 Absatz 2 des Freizügigkeitsabkom­
mens anknüpfenden «Escape Clause» 
denkbar, die als Ultima Ratio regionale 
beziehungsweise berufsgruppenbezoge­
ne, temporäre Beschränkungen vorgese­
hen hätte. Mit diesem Konzept wäre das 
Konfliktpotenzial gegenüber dem FZA 
deutlich verringert worden.

Im Idealfall hätten die erwähnten tem­
porären Beschränkungen jedoch nicht 
aktiviert werden müssen – dank einer 
besseren Nutzung des inländischen Ar­
beitskräftepotenzials und einer strikte­
ren Durchsetzung der Regeln zum Sozial­
hilfeanspruch (Vollzugsoptimierung des 
FZA). Angesichts des Fachkräftemangels 
waren die meisten Unternehmen schon 
länger darum bemüht, mit Massnahmen 
in verschiedenen Bereichen die Arbeits­
marktbeteiligung insbesondere der Frau­
en, der älteren Erwerbsbevölkerung und 
der Jugendlichen zu fördern.

In seiner Botschaft signalisierte der Bun­
desrat ebenfalls, die bilateralen Verträge 

Schwerpunkt

Der Weg zur Umsetzung der 
Masseneinwanderungs-Initiative

Das Ziel ist eine 
bürokratiearme, wirksame 
Umsetzung, die im  
ersten Quartal 2018 in  
Kraft tritt.
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erhalten zu wollen. Er nahm den Vorschlag 
der Wirtschaft auf, die Zuwanderung über 
einen Schutzklausel-Mechanismus zu 
regeln. Die Botschaft war jedoch in zahl­
reichen Punkten anpassungsbedürftig, 
damit sie EU-kompatibel würde.

Der 2. Akt 
Explorative Gespräche  
mit der EU

Der geschilderte erste Weg zur Umsetzung 
von Artikel 121a BV hätte Verhandlungen 
mit der EU über das Personenfreizügig­
keitsabkommen vorausgesetzt – also eine 
weitergehende Lösung als die Anwendung 
von Artikel 14 Absatz 2 FZA. Der Wortlaut 
von Artikel 121a BV hätte eine Neuver­
handlung beziehungsweise Anpassung 
des FZA bedingt, denn Einschränkungen 
der Personenfreizügigkeit jeglicher Art, 
insbesondere durch Höchstzahlen und 
Kontingente, widersprechen dem Sinn 
und Geist des Abkommens. So sahen 
denn auch die Übergangsbestimmungen 
zu Artikel 121a BV eine Verhandlungs­
pflicht des Bundesrats vor, diese regel­
ten indes nicht, was zu geschehen hätte, 
falls kein Verhandlungsergebnis resul­
tieren würde. Die EU zeigte sich jedoch 
nicht verhandlungsbereit – dies mit Blick 
auf den 23. Juni 2016, den Abstimmungs­
termin über den EU-Austritt des Vereinig­
ten Königreichs. Sie wollte gegenüber dem 
Königreich keine falschen Signale senden 
und vor allem nicht mit EU-Nichtmitglie­
dern wie der Schweiz Erleichterungen ver­
handeln, die für andere Länder als Präju­
diz hätten verstanden werden können. 
So verblieben nur sogenannte explorati­
ve Gespräche. Damit trat die EU nicht in 
eigentliche Verhandlungen über das FZA 
ein. Stattdessen hielt die Schweiz bloss 
den Kontakt zur EU aufrecht, um zu son­
dieren, was überhaupt möglich sein wür­
de.

Der 3. Akt 
Der Brexit und seine 
Folgen

Am 23. Juni 2016 entschied sich das Ver­
einigte Königreich mit einer Mehrheit von 
51,89 Prozent für einen Austritt aus der Eu­

ropäischen Union – der sogenannte «Brexit» 
war Tatsache. Das überraschende Ergebnis 
erschütterte die EU. Damit war auch klar, 
dass Verhandlungen zwischen der Schweiz 
und der EU über das FZA auf absehbare 
Zeit auf Eis gelegt würden. Diskussionen 
über die Personenfreizügigkeit würde die 
EU in ihrem Schockzustand nicht zulassen 
wollen. Erst allmählich begannen einzelne 
EU-Exponenten zu signalisieren, dass man 
wohl in der Zukunft nicht umhinkommen 
würde, sich mit den Strukturen der «alten 
EU» auseinanderzusetzen, zumal einzelne 
Mitgliedsländer bei der Personenfreizügig­
keit ebenfalls mit gewissen Beschränkun­
gen liebäugeln. Vorerst liegen jedoch direkte 
Verhandlungen mit der Schweiz über dieses 
Thema ausser Reichweite. Chancen werden 
sich wieder ergeben, sobald die Staatsprä­
sidenten- beziehungsweise Bundeskanzler­
wahlen in Frankreich und Deutschland vo­
rüber und die Austrittsverhandlungen mit 
dem Vereinigten Königreich abgeschlossen 
sein werden.

Der Epilog 
Der Arbeitslosenvorrang 
als «Inländervorrang 
light»

Vor diesem Hintergrund und um allfällig 
wieder aufflammenden unmittelbaren Ge­
genforderungen der EU zum Abschluss ei­
nes institutionellen Rahmenabkommens 
auszuweichen, suchte das Parlament nach 
einer vollständig FZA-konformen Umset­
zungsvariante des Verfassungsartikels 
zur Zuwanderung. Zwar hätte Artikel 14 
Absatz 2 FZA nach Ansicht der Arbeitge­
ber eine verfassungsnähere Umsetzung 
erlaubt, als sie das Parlament beschloss. 
Dennoch trug der Schweizerische Arbeit­
geberverband, der im Umsetzungspro­
zess seitens der Wirtschaft federführend 
war, den sogenannten «Inländervorrang 
light» mit. Ein «echter» beziehungsweise 
uneingeschränkter Inländervorrang wäre 
von der EU als diskriminierend abgelehnt 
worden.

Bei der Ausarbeitung der Verordnung 
muss nun auch das Ziel im Auge behal­
ten werden, die Zuwanderung zu reduzie­
ren. Denn Rechtsgrundlage der Lösung 

sind Artikel 121a der Bundesverfassung 
gemäss Masseneinwanderungs-Initiative 
und Artikel 21a des Ausländergesetzes 
gemäss Parlamentsbeschluss. Mit ande­
ren Worten: Es soll sich um eine zuwan­
derungsabhängige Arbeitsmarktregu­
lierung handeln. Zwar wurde gegen das 
Gesetzesvorhaben das Referendum ergrif­
fen, dieses ist jedoch nicht zustande ge­
kommen. Darum werden die Umsetzungs­
arbeiten auf Verordnungsebene weiter 
vorangetrieben. Das Jahr 2017 steht für 
den SAV unter dem Vorzeichen, eine büro­
kratiearme, aber trotzdem wirksame Um­
setzung zu erreichen, die im ersten Quar­
tal 2018 in Kraft treten kann.

ROLAND A. MÜLLER

Meilensteine der  
MEI-Umsetzung

>> 9.2.2014: Systemwechsel bei  
der Zuwanderung: Ja zur Volks
initiative «Gegen Massenein
wanderung»

>> 20.6.2014: Präsentation des 
bundesrätlichen Konzepts zur 
Umsetzung des Zuwanderungs-
artikels

>> 11.2.2015: Verabschiedung  
des Verhandlungsmandats mit  
der EU durch den Bundesrat

>> 27.10.2015: Einreichung der 
Rasa-Initiative «Raus aus der 
Sackgasse»

>> 4.3.2016: Gesetzesentwurf des 
Bundesrats zur Steuerung der 
Zuwanderung mit einer Schutz-
klausel

>> 23.6.2016: «Brexit» – der Austritt 
des Vereinigten Königreichs aus 
der EU

>> 16.12.2016: Verabschiedung des 
revidierten Ausländergesetzes 
(Inländervorrang) durch das 
Parlament sowie Ratifizierung der 
Erweiterung der Personenfrei
zügigkeit auf Kroatien durch den 
Bundesrat
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2016: Was die Arbeitgeber bewegte

Mehr Präsenz in 
der Romandie

Erstmals seit Langem führt 
der Schweizerische Arbeit-
geberverband eine Medien-
konferenz in der franzö-
sischsprachigen Schweiz 
durch. Mit der Präsentation 
pragmatischer Lösungs
vorschläge für zwei zentrale 
Herausforderungen – die 
künftigen Beziehungen zur 
EU und die Altersvorsorge 
– verschafft er sich mehr 
Gehör bei Politikern und 
Bürgern.

Sozialpolitik

Entschlossene 
Reformen

In der Sozialpolitik wird die 
individuelle Selbstverant-
wortung immer mehr in  
den Hintergrund gedrängt. 
Zudem ist die finanzielle 
Nachhaltigkeit gefährdet. 
Die Arbeitgeber fordern 
deshalb mutige, zukunfts-
weisende Reformen:  
IV-Renten für unter 30-Jäh-
rige müssen künftig die 
Ausnahme sein, und bei den 
Ergänzungsleistungen sind 
Fehlanreize zu beseitigen.

Arbeitsmarkt

Inländisches 
Potenzial  
gut genutzt

Die Schweiz kann sich bei 
der Arbeitsmarktbeteiligung 
der Bevölkerung mit den 
Besten der Welt messen. 
Dies gilt sowohl für Perso-
nen kurz vor der Pensionie-
rung als auch für Frauen. 
Um das inländische 
Arbeitskräftepotenzial noch 
besser auszuschöpfen, 
fordern die Arbeitgeber 
etwa Bogenkarrieren für 
ältere Arbeitnehmende und 
den Abbau negativer 
Erwerbsanreize für Eltern.

BILDUNG

Berufsbildung 
der Zukunft

Wie vom Schweizerischen 
Arbeitgeberverband gefor-
dert, beschliessen die Sozi-
alpartner und die Kantone 
am Nationalen Spitzentref-
fen der Berufsbildung 2016 
eine längerfristige Strate-
gieentwicklung für die 
Berufsbildung. Zwar ist 
diese bewährt und leis-
tungsfähig, doch muss sie 
sich vorausschauend für 
künftige Veränderungen in 
der Arbeitswelt rüsten.

Der Brexit wird 
Tatsache

Grossbritannien tritt aus 
der Europäischen Union 
aus. Dieses einmalige Ereig-
nis der europäischen Wirt-
schaftsgeschichte hat auch 
Folgen für die Schweizer 
Wirtschaft. Insbesondere 
verstärkt und verlängert es 
die Phase der politischen 
und wirtschaftlichen 
Unsicherheit in der Schweiz, 
gerade auch mit Blick auf 
die künftigen Beziehungen 
Schweiz – EU.

ARBEITSMARKT

Beruf und  
Familie besser 
vereinbaren

Am ersten nationalen Spit-
zentreffen Fachkräfte 
Schweiz zum Thema «Ver-
einbarkeit Beruf und Fami-
lie» zeigen die Arbeitgeber 
auf, dass ein beachtlicher 
Teil der Mütter und Väter 
ihren Beschäftigungsgrad 
erhöhen möchte. Dazu 
braucht es ein besseres 
familienexternes Betreu-
ungsangebot. Ausserdem 
sind negative steuerliche 
Erwerbsanreize zu beseiti-
gen.

SOZIALPOLITIK

Nein zu höheren 
AHV-Renten

Das Schweizer Stimmvolk 
lehnt die Initiative «AHV-
plus» und damit eine Erhö-
hung der AHV-Renten deut-
lich ab. Der Schweizerische 
Arbeitgeberverband sieht 
sich in seinem Streben nach 
einer langfristigen Siche-
rung des gegenwärtigen 
Rentenniveaus bestätigt. 
Angesichts des Finanzie-
rungslochs in der AHV stellt 
allein dies eine Herausfor-
derung dar.

SOZIALPOLITIK

Nationalrat 
stellt Weichen 
für Reform

Im Ringen um die Altersvor-
sorgereform sind sich 
National- und Ständerat in 
wichtigen Punkten einig. 
Darüber hinaus zeichnet die 
Grosse Kammer mit einer 
Stabilisierungsregel für die 
AHV, dem Bekenntnis zum 
aktuellen Rentenniveau  
und der Kompensation von 
Renteneinbussen innerhalb 
der 2. Säule den  
Weg zu einer ausgewogenen 
Lösung vor.

Februar März April 

 4  16  12  18 

23  12  25  29
SeptemberJuni
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JuniMai

BILDUNG 

Plattform 
Fachkräfte 
Schweiz

Ohne Fachkräfte keine 
starke Schweizer Wirt-
schaft: Deshalb bündeln 
Bund, Kantone und Sozial-
partner Informationen über 
Massnahmen zur Mobilisie-
rung ungenutzter inländi-
scher Potenziale auf der 
digitalen Plattform «Fach-
kräfte Schweiz». Sie sind 
gegliedert in die Bereiche 
Qualifizierung, ältere 
Arbeitnehmende, Beruf und 
Familie sowie Flüchtlinge.

SOZIALPOLITIK

Nein zum  
Grundeinkommen

Ein bedingungsloses Grund-
einkommen von monatlich 
2500 Franken: Die Schwei-
zer Stimmbevölkerung 
widersteht diesem verfüh-
rerischen, aber nicht finan-
zierbaren Experiment und 
lehnt die entsprechende 
Initiative deutlich ab. Damit 
bekennt sie sich zum 
bewährten, bedarfsgeleite-
ten Sozialsystem und zum 
Wert der Erwerbsarbeit.

BILDUNG

Wichtiger 
Austausch zur 
Berufsbildung

Der zweite Internationale 
Berufsbildungskongress  
in Winterthur kann mit 
hochkarätigen Referenten 
aufwarten. Im Zentrum 
steht der Austausch erfolg-
reicher Grundsätze aus 
unterschiedlichen Berufs-
bildungssystemen weltweit. 
Dies ist für die Schweiz  
von grosser strategischer 
Bedeutung, ist doch die 
duale Berufsbildung eine 
ihrer wesentlichen Stärken.

ARBEITGEBERTAG 
2016

Die Schweizer Sozialpolitik 
steht zweifellos vor grossen 
Herausforderungen. Am 
ARBEITGEBERTAG 2016 
zum Thema «Wie viel 
Sozialstaat erträgt die 
Schweiz?» herrscht grund-
sätzlich Einigkeit über  
den Reformbedarf in der 
Altersvorsorge. Bundesrat 
Alain Berset zeigt sich zwar 
kompromissbereit, das 
heisse Eisen Rentenalter
erhöhung will er jedoch 
nicht anpacken.

ARBEITSMARKT

Höhere  
Kontingente für 
Drittstaaten

Der Bundesrat vollzieht  
eine Kehrtwende und 
erhöht die Zahl der Bewilli-
gungen für Erwerbstätige 
aus Drittstaaten. 2017 
können immerhin 1000 
zusätzliche hoch qualifi-
zierte Arbeitskräfte aus 
Ländern ausserhalb der  
EU/Efta zur Ausübung  
einer Erwerbstätigkeit in  
die Schweiz kommen. Dies 
dürfte den Bedarf der 
Wirtschaft jedoch kaum 
decken.

ARBEITSMARKT

Mehr Frauen für 
Verwaltungsräte

Angeführt vom Schweizeri-
schen Arbeitgeberverband 
lancieren namhafte Wirt-
schaftsführer eine weitere 
Initiative für eine bessere 
Frauenvertretung in den 
obersten Führungsgremien 
von Unternehmen. Die Zahl 
der Verwaltungsrätinnen 
steigt in der Schweiz seit 
Jahren langsam, aber stetig. 
Mit einem «Code of Con-
duct» für Personalberater 
soll dieser Trend weiter 
gefördert werden.

BILDUNG

Fairere 
Finanzierung von 
Kursen

Die öffentliche Hand betei-
ligt sich finanziell stärker in 
der höheren Berufsbildung, 
indem sie künftig Absolven-
ten von eidgenössischen 
Prüfungen Zuschüsse an 
die Kosten vorbereitender 
Kurse bezahlt. National- 
und Ständerat einigen sich 
auf entsprechende neue 
Eckwerte im Berufsbil-
dungsgesetz zur Stärkung 
der höheren Berufsbildung.

ARBEITSMARKT

Umsetzungs
gesetz unter 
Dach und Fach

Das Parlament verabschie-
det nach langen Debatten 
das revidierte Ausländer
gesetz zur Umsetzung der 
Masseneinwanderungs-
Initiative. Noch sind einige 
Fragen zur Ausgestaltung 
des beschlossenen Inlän-
dervorrangs offen, die in  
der Verordnung geregelt 
werden müssen. Gesichert 
ist indes die volle Teilnahme 
der Schweiz am EU-
Forschungsprogramm 
«Horizon 2020».

30 5 20 21

 12 8 5  16
Oktober November Dezember



Ein Lernender der in der Optikindustrie tätigen Firma Fisba  
in St. Gallen lässt sich von einer erfahrenen Fachkraft an einer  
CNC-Werkzeugmaschine instruieren.
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Im vergangenen Jahr ist die Zu-

wanderung in die Schweiz weiter 

zurückgegangen. Sie ist stark vom 

relativen konjunkturellen Zustand 

der hiesigen Volkswirtschaft im 

Vergleich zu jenem der Zuwande-

rungsländer abhängig. Die rück-

läufige Zuwanderung kann für 

Unternehmen problematisch sein, 

denn durch die Abwanderung geht 

ihnen teils hoch spezialisiertes 

Personal verloren. Auf dieses wer-

den sie jedoch auch in Zukunft 

angewiesen sein.

Die Zuwanderung in die Schweiz belief 
sich 2016 brutto auf insgesamt 143 100 
Personen, wovon nur gut 47 Prozent eine 
Erwerbstätigkeit aufnahmen. Dies ent­
spricht im Vergleich zum Vorjahr einer 
Abnahme von 4,9 Prozent insgesamt und 
von 5,4 Prozent bei den Erwerbstätigen. 
Der Rückgang ist sowohl bei den kontin­
gentierten Erwerbstätigen aus Drittstaa­
ten als auch bei den nicht kontingentier­
ten Erwerbstätigen aus EU-/Efta-Staaten 
zu beobachten.

Zuwanderung aus EU/Efta 
seit 2013 rückläufig

Die Nettozuwanderung in die Schweiz 
aus den EU28-/Efta-Ländern nahm nach 
einem zwischenzeitlichen Hoch im Jahr 
2008 (74 965 Personen) bis 2016 um bei­
nahe 44 Prozent auf 42 175 Personen ab 
(siehe Grafik Seite 12). Sie ist inzwischen 
tiefer als im Nachgang zur Finanzkrise 
2010 (43 912 Personen). Zur sinkenden 
Nettozuwanderung tragen neben der ab­
nehmenden Zuwanderung auch höhere 
Auswanderungszahlen bei.

Bis 2011 war die Nettozuwanderung gross­
mehrheitlich von deutschen Staatsange­
hörigen getrieben. In den Jahren 2012 und 
2013 war zwischenzeitlich die Zahl portu­
giesischer Zuwanderer am grössten, und 
seit 2014 ist es diejenige italienischer Zu­
wanderer. Seit 2013 ist die Zuwanderung 
aus den betrachteten Ländern praktisch 
durchwegs rückläufig. Die deutsche Zu­
wanderung in die Schweiz hat seit ihrem 
Hoch im Jahr 2008 bis 2016 stetig um gan­
ze 83 Prozent abgenommen. Es zeigt sich 
zudem, dass in den letzten beiden Jahren 
auch die Zuwanderung aus Süd- und Ost­
europa rückläufig war. Exemplarisch da­
für steht Portugal: Seit dem vorläufigen 
Hoch im Jahr 2013 ging die Zuwanderung 
von Portugiesinnen und Portugiesen um 
beinahe 82 Prozent auf 2764 Personen zu­

rück. Dies ist der tiefste Wert seit 2001. 
Eine ähnliche – wenn auch nicht ganz so 
dramatische – Entwicklung lässt sich für 
Spanien beobachten, von wo die Zuwande­
rung seit 2013 um 63 Prozent zurückging.

Zuwanderung aus 
Drittstaaten: Indien  
an der Spitze

Indien, die USA und die Volksrepub­
lik China sind seit Jahren die Drittstaa­
ten mit der höchsten Zuwanderung in 
die Schweiz; 2015 erhielten sie beinahe 
40 Prozent aller zur Verfügung stehen­
den Kontingente. Seit 2014 beansprucht 
Indien eine höhere Anzahl Kontingente 
als die USA und hat diese von der Spitze 
verdrängt. Ebenfalls 2014 stieg die Zahl 
der Kontingente für Staatsangehörige aus 
China zwischenzeitlich stark an, um an­
schliessend fast ebenso deutlich wieder zu 
sinken. Diese Zusammensetzung ist sinn­
bildlich für die Branchenstruktur des hie­
sigen Arbeitsmarkts. Im Durchschnitt der 
letzten Jahre wurden mehr als 70 Prozent 
der Kontingente an Arbeitskräfte mit einer 
B-Bewilligung für mehr als zwölf Monate 
ausgegeben, in der Tendenz ist aber eine 
Verschiebung von B- zu L-Bewilligungen 
für weniger als zwölf Monate Aufenthalt 
festzustellen. 

Zuwanderung als 
Standortfaktor

Die Entwicklungen der letzten Jahre zei­
gen eine für die Wirtschaft schwierige 

ARBEITSMARKT: ZUWANDERUNG

Die Schweizer Wirtschaft lebt  
von der Offenheit zum Ausland

Die deutsche Zuwanderung 
in die Schweiz hat  
von 2008 bis 2016 um  
83 Prozent abgenommen.
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Tendenz, sowohl hinsichtlich der Zuwan­
derung aus EU-/Efta-Staaten als auch je­
ner aus Drittstaaten. Abgesehen von den 
immer noch anhaltenden politischen Dis­
kussionen über die Beschränkung der Zu­
wanderung aus EU-/Efta-Staaten (siehe 
dazu auch den Beitrag auf Seite 6), wollte 
nach der Annahme der Masseneinwande­
rungs-Initiative der Bundesrat mit einer 
Senkung der Drittstaatenkontingente ein 
Zeichen setzen. Dies führte auch Ende 
2016 wieder zu Engpässen und Schwie­
rigkeiten bei den Unternehmen. 

Der Wirtschaftsstandort Schweiz zeich­
net sich seit jeher durch seine Offenheit 
gegenüber dem Ausland und die guten 
Rahmenbedingungen im internationalen 
Wettbewerb aus. Auch deshalb wurden 
und werden in der Schweiz zahlreiche 
prosperierende Unternehmen gegründet 
oder siedeln sich Unternehmen neu in der 
Schweiz an. Viele von ihnen betreiben For­
schung auf höchstem Niveau, woraus zahl­
reiche massgebliche Innovationen hervor­
gehen. Innovationen sind die Lebensader 
jeder florierenden Wirtschaft, bedingen 
jedoch zwangsläufig die Beschäftigung 
von hoch spezialisierten Arbeitskräften. 
Diese können dank unseres hervorragen­

den Bildungssystems grossmehrheitlich 
in der Schweiz rekrutiert werden. Feh­
len diese Experten jedoch in der Schweiz, 
muss ein Unternehmen zeitnah auf ein 
ungleich grösseres ausländisches Ange­
bot solcher Arbeitskräfte zugreifen kön­
nen. Wird dieses Angebot zu stark restrin­
giert, so verliert der Wirtschaftsstandort 
Schweiz für Unternehmen rasch an At­
traktivität. 

Zuwanderung dient  
auch inländischen 
Arbeitskräften

Besonders kritisch zu beurteilen ist der 
momentane Rückgang der Zuwanderung 
vor dem Hintergrund des weiterhin be­
stehenden Fachkräftemangels vieler Un­
ternehmen. Politik und Wirtschaft sind 
an verschiedenen Fronten aktiv, um in­
ländische Arbeitskräfte zu rekrutieren 
beziehungsweise deren Pensen zu erhö­
hen. Trotz allem bleiben die Unterneh­
men weiterhin auf die Zuwanderung von 
Arbeitskräften angewiesen. Bleiben Stel­
len in Unternehmen vakant, so wird dies 
mittelfristig auch negative Konsequen­
zen auf die Erwerbssituation der inländi­
schen Bevölkerung haben. Denn wie der 

Observatoriumsbericht des Staatssekreta­
riats für Wirtschaft (Seco) darlegt, zieht 
die Besetzung von Stellen mit qualifizier­
tem ausländischem Personal auch Stellen 
für inländische Personen nach sich. Poli­
tik und Wirtschaft sind somit auch wei­
terhin gefordert, die Rahmenbedingun­
gen so zu setzen, dass offene Stellen, für 
die kein inländisches Angebot besteht, 
mit ausländischen Arbeitskräften besetzt 
werden können.

SIMON WEY

übrige EU28-/Efta-Länder

Drittstaaten

Nettozuwanderung aus EU28-/Efta- und 
Drittstaaten insgesamt (Achse rechts)

abgebildete EU-Länder

Portugal

Deutschland

EU-/Efta-Staaten mit den höchsten 
Zuwanderungszahlen 2016 (Achse links)

Frankreich

Italien

Polen

Ungarn

Spanien

NETTOZUWANDERUNG AUS EU28-/EFTA- UND DRITTSTAATEN 2005 BIS 2016
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Bleiben Stellen vakant, hat 
dies auch negative Folgen 
für die Erwerbssituation 
der Inländer.
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Keine staatlich 
vorgeschriebenen 
Lohnkontrollen

Das Thema Lohngleichheit zwischen Frau­
en und Männern beschäftigte den Schwei­
zerischen Arbeitgeberverband auch im 
Jahr 2016. Positiv zu werten ist, dass seine 
beharrliche Kritik, dass Lohnunterschiede 
nicht mit Lohndiskriminierung gleichzu­
setzen sind, beim Bundesamt für Statis­
tik zu einem Einlenken geführt hat: In der 
Informationsbroschüre «Auf dem Weg zur 
Lohngleichheit! Tatsachen und Trends» 
wird neu darauf hingewiesen, dass der 
Begriff «Lohndiskriminierung» seit 2014 
nicht mehr verwendet wird. Zumindest 
ein kleiner Etappensieg. 

Der Bundesrat zeigte sich davon unbeein­
druckt: In der Vernehmlassung zur Revi­
sion des Gleichstellungsgesetzes forderte 
er staatlich vorgeschriebene Lohnkont­
rollen. Der SAV sprach sich gegen dieses 
Vorhaben aus und forderte im Gegenzug 
den Bund auf, die bisherigen und freiwil­
ligen Bemühungen der Unternehmen und 
insbesondere ihre Lohnanalysen mittels 
Funktionsbeschreibungen endlich gebüh­
rend anzuerkennen. Der Bundesrat geht 
ungerechtfertigterweise davon aus, dass 
die Arbeitgeber nicht bereit sind, freiwil­
lige Massnahmen gegen Lohndiskriminie­
rung zu ergreifen. Er stützt sich dabei auf 
eine statistische Analysemethode, wel­
che nicht alle lohnrelevanten Kriterien 
berücksichtigt. Dadurch wird ein Ergeb­
nis ausgewiesen, das die Realität in den 
Unternehmen zu deren Lasten falsch wi­
dergibt. Entsprechend lehnten die Arbeit­
geber alle vorgeschlagenen Massnahmen 
zur Verschärfung des Gleichstellungsge­
setzes als unverhältnismässig, unnötig 
und als weiteren, massiven Eingriff in 
den flexiblen Arbeitsmarkt ab. Trotz der 
breiten Kritik am Gesetzesentwurf in der 
Vernehmlassung hielt der Bundesrat an 

seiner Absicht fest, die Botschaft ans Par­
lament zu verabschieden. 

Mehr Frauen in 
Führungsgremien –  
ohne Quote

Die Wirtschaft lancierte, angeführt von Ar­
beitgeberpräsident Valentin Vogt, Anfang 
November mit einem «Code of Conduct» 
für Personalberatungsfirmen eine Initia­
tive für eine bessere Vertretung von Frau­
en in den obersten Führungsgremien. Sie 
gründet in der Überzeugung, dass das frei­
willige und von Eigeninteresse getriebene 
Engagement der Unternehmen für mehr 
weibliche Führungskräfte nachhaltiger 
wirkt als staatlicher Zwang. Dessen un­
geachtet kündigte wenig später der Bun­
desrat an, dass er im Rahmen der Akti­
enrechtsrevision Quoten für Frauen in 
Verwaltungsräten und Geschäftsleitun­
gen börsenkotierter Gesellschaften ein­
führen will. 

Inländerpotenzial:  
Die Politik ist am Zug

Im Berichtsjahr wurden die Ergebnisse 
des vom Schweizerischen Arbeitgeberver­
band 2015 initiierten Projekts «Zukunft 
Arbeitsmarkt Schweiz» in die Fachkräfte-
Initiative des Bundes überführt. Dort fan­
den insbesondere auch die in Firmenin­
terviews gesammelten «Best Practices» 
zur Beschäftigung älterer Arbeitnehmen­
der Eingang in eine nationale Konferenz 
zu diesem Thema, die im Frühling unter 
der Leitung von Bundespräsident Johann 
Schneider-Ammann durchgeführt wurde. 

Darüber hinaus waren die Projektergeb­
nisse Gegenstand verschiedener öffentli­
cher Auftritte des SAV, unter anderem an 
einer Medienkonferenz zur Ausschöpfung 
des inländischen Arbeitskräftepotenzials. 
Dort zeigten die Arbeitgeber auf, dass die 
Schweiz in dieser Hinsicht sehr gut un­
terwegs ist. So sind etwa ältere Personen, 
aber auch Frauen bereits in hohem Mass 
in den Arbeitsmarkt integriert. Für weite­
re Verbesserungen sind Massnahmen zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie auf 
politischer Ebene gefragt, beispielsweise 
der Abbau von negativen Erwerbsanreizen 

und die Einführung von Tagesstrukturen 
an Schulen. 

In diesem Zusammenhang nicht ziel­
führend ist ein gesetzlich vorgeschrie­
bener Vaterschaftsurlaub. Auch zu die­
sem Thema machte der Schweizerische 
Arbeitgeberverband 2016 mehrfach an 
Podiumsveranstaltungen und in Refe­
raten darauf aufmerksam, dass es nicht 
Aufgabe des Staates ist, über die Moda­
litäten eines Vaterschafts- bzw. Eltern­
urlaubs zu entscheiden. Vielmehr muss 
ein solcher in Abhängigkeit der Bedürf­
nisse der Betroffenen und der betriebli­
chen Möglichkeiten auf Branchen- oder 
Unternehmensebene individuell ausge­
staltet werden können.

FLANKIERENDE MASSNAHMEN: 
Vollzugsoptimierungen –  
kein materieller Ausbau

Im Rahmen der Umsetzung von Artikel 
121a der Bundesverfassung beschloss 
der Bundesrat zusätzliche Massnahmen 
zur Bekämpfung von Missbräuchen auf 
dem Arbeitsmarkt. Er verabschiedete un­
ter anderem die Botschaft zur Revision 
des Bundesgesetzes gegen die Schwarz­
arbeit (BGSA) und legte das Vorgehen 
zur künftigen Ausgestaltung der flankie­
renden Massnahmen (FlaM) zum freien 
Personenverkehr Schweiz – EU fest. Da­
für wurde die Arbeitsgruppe «Personen­
freizügigkeit und Arbeitsmarktmassnah­
men» eingesetzt, in welcher der SAV die 
Arbeitgeberseite vertrat. Deren Arbeiten 
wurden in einem Bericht vom Oktober 
2016 zuhanden des Bundesrats zum Ver­
besserungsbedarf im Vollzug und in der 
Missbrauchsbekämpfung der FlaM festge­
halten. Eine der Schlussfolgerungen für 
die Arbeitgeberseite war, die Forderung 
der Gewerkschaften nach einer Erhöhung 
der Kontrollen und damit eine Anpassung 
der Verordnung abzulehnen.

Erneut hatte der jährliche Bericht zur 
«Umsetzung der flankierenden Massnah­
men zum freien Personenverkehr Schweiz 
– Europäische Union» gezeigt, dass sich 
das bestehende FlaM-Instrumentarium 
bewährt hat, die in der Schweiz geltenden 
Lohn- und Arbeitsbedingungen überwie­

ARBEITSMARKT

Der Bund muss endlich die 
Lohnanalysen der 
Unternehmen anerkennen.
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gend eingehalten und Verstösse effizient 
bekämpft werden. Gleichwohl forder­
ten die Gewerkschaften unermüdlich ei­
nen weiteren Ausbau der flankierenden 
Massnahmen, den es konsequent zu ver­
meiden galt.

Im Berichtsjahr fanden Anhörungen zu 
mehreren politischen Vorstössen mit sol­
chen Ausbauvorhaben statt. Im Rahmen 
der Änderung des Entsendegesetzes war 
der Schweizerische Arbeitgeberverband 
bereit, schärfere Sanktionen bei Verstös­
sen gegen die minimalen Lohn- und Ar­
beitsbedingungen mitzutragen, weil eine 
Busse in der bisherigen Höhe von 5000 
Franken wohl in vielen Fällen keine aus­
reichend abschreckende Wirkung erzielt. 
Alle weitergehenden Massnahmen, insbe­
sondere die letztlich vom Parlament ver­
abschiedete präventive Verlängerung von 
Normalarbeitsverträgen (NAV) – notabene 
ohne dass ein stichhaltiger Beweis für wie­
derholte missbräuchliche Lohnunterbie­
tungen vorliegt –, lehnten die Arbeitge­
ber mit Nachdruck ab.

Im Falle des NAV Hauswirtschaft unter­
stützte der Schweizerische Arbeitgeber­
verband eine Verlängerung um weitere 
drei Jahre ab 1. Januar 2017, da Kontrol­
len immer wieder Verstösse gegen die im 
Normalarbeitsvertrag definierten Min­
destlöhne aufgedeckt hatten. Die gleich­
zeitige Erhöhung dieser Mindestlöhne um 
1,9 Prozent lehnte er aber ab. Der Bundes­
rat verabschiedete Ende 2016 nach erfolg­
ter Konsultation jedoch beide Punkte.

Einigung auf einen 
Entschädigungsfonds 
Asbest

Ende 2015 hatte der Ständerat eine Ver­
bindung zwischen einer Fondslösung für 
Asbestgeschädigte und der laufenden 
Diskussion über den Ausbau des Verjäh­
rungsrechts für Personenschäden im Obli­
gationenrecht hergestellt. Konkret sprach 
er sich für eine «massgeschneiderte Son­
derlösung für Asbestopfer» aus, wonach 
diese ihre Schadenersatzansprüche auch 
dann noch geltend machen können, wenn 
diese eigentlich verjährt sind. Vorbehal­
ten wurde dabei, dass die Ansprüche nicht 
durch ein Sonderregime befriedigt wer­
den können, etwa durch einen «Entschä­
digungsfonds Asbest».

Die Teilnehmer des vom Bundesrat ein­
gesetzten Runden Tisches, darunter auch 
der SAV, fanden im Berichtsjahr nach einer 
Vielzahl von Arbeitsgruppensitzungen 
eine Lösung für einen solchen Entschädi­
gungsfonds zugunsten von Asbestopfern 
und ihren Angehörigen. Davon abgesehen 
läuft die politische Diskussion um die Ver­
längerung der Verjährungsfristen weiter.

Verzicht auf 
Arbeitszeiterfassung für 
leitende Angestellte

Mit den Artikeln 73a und 73b in der Ver­
ordnung 1 zum Arbeitsgesetz konnte 
zwar ein erster Schritt zur Erleichterung 
der Arbeitszeiterfassung umgesetzt wer­

den. Der Schweizerische Arbeitgeberver­
band führte jedoch die Arbeiten mit dem 
Ziel weiter, auch Lösungen für diejenigen 
Mitglieder vorzuschlagen, die insbeson­
dere keine Verzichtsregelung mit einem 
Sozialpartner in einem Gesamtarbeitsver­
trag vereinbaren können. Ein Vorstoss von 
Ständerätin Karin Keller-Sutter nimmt die 
Anliegen dieser SAV-Mitglieder auf. Die­
se und weitere Initiativen für eine Moder­
nisierung des veralteten Arbeitsgesetzes 
werden den SAV weiterhin intensiv be­
schäftigen. 

DANIELLA LÜTZELSCHWAB

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt

Ältere Personen, aber  
auch Frauen sind bereits 
gut in den Arbeitsmarkt 
integriert.

Brigitte Lüchinger-Bartholet, AGV Arbeitgeberverband Rheintal

«Als Arbeitgeberin bin ich bestrebt, meinen Mitarbeitenden – je nach 
Möglichkeit und Tätigkeit – entsprechende Arbeitsbedingungen zu bieten, 
etwa flexible Arbeitszeiten für Eltern. Damit kann ich mein Unternehmen  
auch als attraktiven Arbeitgeber positionieren.»

www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt


Eine Lernende in Lebensmitteltechnologie der Chocolat Stella  
in Giubiasco mischt zusammen mit einem Mitarbeiter der  
Produktion die Zutaten, bevor die Schokoladenmasse verfeinert  
und conchiert wird.
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Die parlamentarischen Beratun-

gen zur Finanzierung von Bildung, 

Forschung und Innovation für die 

Jahre 2017 bis 2020 durch den 

Bund verliefen für die Arbeitgeber 

erfolgreich: Die Finanzierung der 

Vorbereitungskurse auf eidgenös-

sische Prüfungen wurde auf neue 

Grundlagen gestellt und die Mittel 

für die Berufsbildung wurden an-

gemessen erhöht.

Alle vier Jahre legt der Bundesrat dem Par­
lament die Botschaft zur Förderung von 
Bildung, Forschung und Innovation (BFI-
Botschaft) vor. Darin zieht er Bilanz über 
die laufende Periode und legt die Ziele 
und Massnahmen für die neue Förderpe­
riode fest. Das zentrale Element bildet da­
bei der Antrag über die finanziellen Mittel 
für diesen Politikbereich. Zudem werden 
Gesetzesänderungen zur Optimierung 
der Rechtsgrundlagen bei den eidgenös­
sischen Räten beantragt. 

Nach den Beschlüssen der eidgenössi­
schen Räte soll der Bund in den Jahren 
2017 bis 2020 eine Summe von fast 26,4 
Milliarden Franken einsetzen. Damit ha­
ben sie den Betrag gegenüber dem Vor­
schlag des Bundesrats um 395 Millionen 
aufgestockt. Das jährliche durchschnittli­
che Mittelwachstum beträgt damit 2,5 Pro­
zent, gegenüber 2,0 Prozent gemäss Vor­
schlag des Bundesrats. In der Vorperiode 
2013 bis 2016 betrug diese – in der politi­

schen Debatte stark beachtete Zahl – noch 
3,0 Prozent.

Direktes Interesse an 
leistungsfähigem 
Ausbildungssystem

Die Arbeitgeber haben als «Abnehmer» 
von Schul-, Berufsbildungs- und Studi­
enabgängern ein direktes Interesse an 
einem leistungsfähigen, also effektiven, 
effizienten und chancengerechten Bil­
dungssystem. Insbesondere in der be­
ruflichen Grundbildung, der höheren Be­
rufsbildung sowie der berufsorientierten 
Weiterbildung sind die Unternehmen di­
rekt engagiert – sei es durch eigene Ausbil­
dungstätigkeit, durch finanzielles Engage­
ment zur Unterstützung ihres Personals 
bei der Weiterqualifikation, als Organisa­
toren von Weiterbildung oder durch ihr 
Engagement für die Berufsbildung im Ver­
bandsrahmen. Vor dem Hintergrund des 
bereits verbreiteten und sich demografie­
bedingt in absehbarer Zeit noch verschär­
fenden Fachkräftemangels in verschie­
denen Sektoren und der Umsetzung der 
Masseneinwanderungs-Initiative kommt 
der Ausschöpfung des inländischen Ar­
beitskräftepotenzials – und damit Aus- 
und Weiterbildungsmassnahmen – eine 
wichtige Bedeutung zu. 

Mit Blick auf diese Herausforderungen 
sowie die angespannte Lage des öffent­
lichen Haushalts hat der Schweizerische 
Arbeitgeberverband (SAV) die BFI-Debatte 

BILDUNG: FINANZIERUNGSFRAGEN

Wichtige Entscheide zur 
subjektorientierten Förderung 
von Vorbereitungskursen

Finanzielles Engagement von Staat  
und Privaten im BFI-Bereich

Bund Kantone und 
Gemeinden

Wirtschaft und 
Private

Obligatorische Schule

Allgemeine Bildung Sek II

Berufliche Grundbildung Sek II

Höhere Berufsbildung (Tertiärstufe)

ETH-Bereich

Universitäten und Fachhochschulen

Weiterbildung

Grundlagenforschung

Angewandte Forschung

Internationale Zusammenarbeit

Die Grösse des Symbols entspricht dem Gewicht des jeweiligen finanziellen Engagements.
Quelle: BFI-Botschaft 2017 – 2020

Geschickte 
Bundesfinanzierungen 
fördern privates 
Engagement, statt es zu 
verdrängen.
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im Berichtsjahr mit dem nötigen Gesamt­
blick begleitet. Der stetig wachsende BFI-
Bereich soll zwar weiterhin prioritäre För­
derung durch den Bund geniessen, muss 
aber für die Bundesfinanzen tragbar sein. 
Schliesslich sind ausgeglichene öffentli­
che Haushalte für den Wirtschafts- und 
Arbeitsstandort und letztlich auch für 
den Bildungsstandort nicht unerheblich. 
Für den SAV sind daher in der Bildung 
dort Akzente zu setzen, wo eine Erhö­
hung der Wettbewerbsfähigkeit der Un­
ternehmen, eine Erhöhung der Beschäf­
tigungsfähigkeit der Erwerbsbevölkerung 
beziehungsweise eine Steigerung der Ar­
beitsproduktivität erwartet werden darf. 
Zu beachten ist, dass in den meisten Berei­

chen die finanzielle Verantwortung zwi­
schen Bund, Kantonen und Gemeinden 
sowie der Wirtschaft und Privaten geteilt 
wird (siehe Tabelle). Die Kunst geschick­
ter Bundesfinanzierungen liegt gerade in 
der arbeitsmarktorientierten Bildung dar­
in, privates Engagement zu fördern, nicht 
aber zu verdrängen. 

Parlamentsdebatte bringt 
Härtefallregelung bei  
der Subjektfinanzierung

Das Hauptinteresse der Arbeitgeber stell­
te die Änderung des Berufsbildungsgeset­
zes zur «Finanzierung von Kursen zur Vor­
bereitung auf eidgenössische Prüfungen» 
dar. Denn damit werden die Grundlagen 
für ein einfaches, faires und transparentes 
Finanzierungssystem für diesen Bereich 
gelegt (siehe Kasten), an dem der Schwei­
zerische Arbeitgeberverband in den letz­
ten Jahren intensiv mitgearbeitet hat. 

In diesem Modell vergütet der Bund den 
Kursteilnehmenden erst nach Absolvie­
rung der eidgenössischen Prüfung einen 
Teil der Ausbildungskosten zurück. Des­
halb wurden von gewissen Verbänden 
und auch im Parlament Bedenken in Be­
zug auf die Vorfinanzierung der Vorberei­
tungskurse durch die Teilnehmenden ge­
äussert. In der Parlamentsdebatte wurde 
diese Problematik aufgenommen, daher 
bestand man richtigerweise darauf, ein 
Instrumentarium für mögliche Härtefälle 
zur Hand zu haben. Nach intensiven Be­
ratungen hat das Parlament eine Überbrü­
ckungsfinanzierung für Kursteilnehmen­
de mit Finanzierungsschwierigkeiten als 
vierten neuen Eckwert im Berufsbildungs­
gesetz aufgenommen (siehe Kasten). 

Nach Abschluss der parlamentarischen 
Phase liegt es nun am Bundesrat, im Lau­
fe von 2017 die wichtigen Konkretisierun­
gen auf Verordnungsstufe sowie die nö­
tigen Umsetzungsarbeiten rasch an die 
Hand zu nehmen. Es gilt, Tausende von 
Kursanbietern und Kursteilnehmern zu 
informieren und Verbandsfinanzierungen 
nötigenfalls anzupassen. Zudem müssen 
auch die Arbeitgeber ihre internen Pro­
zesse und Förderstrategien überarbeiten. 

100 Millionen Franken 
zusätzlich für  
die Berufsbildung

Die Schätzungen des Bundes gehen für die 
Jahre 2017 bis 2020 von insgesamt rund 
14,3 Milliarden Franken Gesamtkosten 
der öffentlichen Hand für die Berufsbil­
dung aus. Nach den Beschlüssen des Par­
laments beteiligt sich der Bund daran mit 
26 Prozent beziehungsweise rund 3,7 Mil­
liarden Franken. Damit überschreitet der 
Bundesanteil erstmals seit Einführung 
des neuen Berufsbildungsgesetzes 2004 
den gesetzlichen Richtwert von einem 
Viertel. 

Der Bund leistet seinen Anteil überwie­
gend als Pauschalbeiträge an die Kantone. 
Das zukünftige direkte Engagement des 
Bundes für die Subjektfinanzierung hätte 
– trotz insgesamt höherem Bundesengage­
ment – die Pauschalen der Kantone emp­
findlich geschmälert, sodass Sparmass­
nahmen etwa bei den Berufsfachschulen 
nicht ausgeschlossen gewesen wären. Aus 
diesem Grund hat das Parlament den Bun­
desbeitrag für die aktuelle Förderperiode 
um 100 Millionen Franken aufgestockt, 
was auch der Schweizerische Arbeitge­
berverband empfohlen hat. Die Kürzung 
der Pauschalen an die Kantone um 48 
Millionen Franken im 2018 gegenüber 
2017 entspricht in etwa dem bisherigen 
Engagement der Kantone für die Vorbe­
reitungskurse, das nun aber wegfällt und 
im höheren Engagement des Bundes ent­
halten ist.

JÜRG ZELLWEGER

Neuerungen im 
Berufsbildungsgesetz –  
die Eckwerte

>> Subjektorientierung: Die Teilneh-
menden von vorbereitenden Kur-
sen auf eidgenössische Prüfun-
gen erhalten nach Absolvierung 
der Prüfung einen Zuschuss 
durch den Bund an ihre Kurskos-
ten. Dies unter den Bedingungen, 
dass sie eine eidgenössische Prü-
fung absolvieren und einen Nach-
weis für die bezahlten Kursge-
bühren erbringen.

>> Bundeszuständigkeit: Die Unter-
stützung der Teilnehmenden ist 
nicht mehr an die Regeln des 
Wohnsitzkantons beziehungs-
weise des Schulstandorts gebun-
den, um die Gleichbehandlung 
und die freie Kurswahl zu gewähr-
leisten.

>> Erhöhung der öffentlichen Mittel 
zugunsten der eidgenössischen 
Prüfungen: Als Zielgrösse für die 
Unterstützung werden maximal 
50 Prozent der Kosten für diese 
Kurse genannt (mit Obergrenzen).

>> Härtefallregelung: Auf Antrag hin 
sollen Teilnehmende von Kursen, 
die auf eidgenössische Prüfungen 
vorbereiten, Teilbeiträge erhalten 
können.
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Qualifizierung von 
Erwachsenen

Die berufliche Qualifizierung von Erwach­
senen ist in den letzten Jahren immer stär­
ker in den Fokus der Bildungspolitik ge­
rückt. Gemäss statistischen Angaben geht 
man in der Schweiz von rund 550 000 Er­
wachsenen im erwerbsfähigen Alter ohne 
nachobligatorischen Abschluss aus. Das 
Staatssekretariat für Bildung, Forschung 
und Innovation hat entsprechend ver­
schiedene Projekt lanciert, um etwa Be­
rufsabschlüsse und Berufswechsel oder 
auch den Erwerb und Erhalt von Grund­
kompetenzen von Erwachsenen zu för­
dern. Darüber hinaus beabsichtigt der 
Bundesrat, die Weiterbildung von gering 
qualifizierten Erwachsenen zu unterstüt­
zen. So begrüssenswert all diese Vorhaben 
sind, gestaltet sich erfahrungsgemäss die 
Umsetzung für alle Beteiligten nicht ein­
fach, da die Zielgruppe schwierig zu er­
reichen ist.

Berufsbildung 2030: 
Strategische 
Weiterentwicklung

Die Berufsbildung muss sich voraus­
schauend für die Zukunft rüsten und eine 
Strategieentwicklung 2030 angehen. Das 
war das zentrale Anliegen des Schweize­
rischen Arbeitgeberverbands am Natio­
nalen Spitzentreffen der Berufsbildung 
2016 unter der Leitung von Bundespräsi­
dent Johann Schneider-Ammann. Das Be­
rufsbildungssystem hat sich bewährt und 

ist leistungsfähig. Die gesetzlichen Eck­
werte bieten zudem einen relativ brei­
ten Handlungsspielraum für die Akteure. 
Angesichts der Komplexität des Systems 
stellt sich allerdings die Frage, wie die Be­
rufsbildung weiterhin erfolgreich bleiben 
kann. Eine Weiterentwicklung ist nötig, 
denn Phänomene wie die Digitalisierung 
der Lebenswelt, Industrie 4.0 oder die wei­
tere Entwicklung der Dienstleistungswirt­
schaft führen zu Veränderungen oder gar 
Umbrüchen in der Arbeitswelt. Für die Ar­
beitgeber ist daher sehr wichtig, dass es 
der Berufsbildung auch künftig gelingt, 
die Erwerbsbevölkerung bei diesen sich 
abzeichnenden Veränderungen zu un­
terstützen und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen zu stärken. Das Projekt 
«Berufsbildung 2030» wurde im Berichts­
jahr lanciert, wird aber zweifellos über die 
nächsten Jahre begleitet werden müssen.

Förderung der 
Berufsmaturität

Die Stärkung der lehrbegleitenden Be­
rufsmaturität (BM 1) hat zum Ziel, mehr 
Jugendliche für diese Ausbildung zu ge­
winnen. Dies ist besonders in Wirtschafts­
zweigen von Bedeutung, in denen Fach­
hochschulabschlüsse für die Prosperität 
der Wirtschaft wichtig sind (Technik und 
Informationstechnologie, Bau- und Pla­
nungswesen, Chemie und Life Sciences 
sowie Gesundheit). Dazu soll einerseits 
die Kommunikation über die Berufsma­
turität gefördert, andererseits der Berufs­
maturitätsunterricht flexibilisiert wer­

den. Die Arbeitgeber begrüssen zwar im 
Grundsatz eine Flexibilisierung der Rah­
menbedingungen für den Berufsmaturi­
tätsunterricht. Neue Ausbildungsmodelle 
sollten jedoch nur bei einem ausgewiese­
nen Bedarf und mit der nötigen Umsicht 
eingeführt werden. Sie könnten ansons­
ten für Verunsicherung sorgen, zumal sie 
in den Kantonen unterschiedlich gehand­
habt werden. 

Internationaler Kongress 
betont Engagement der 
Arbeitgeber

Der zweite Internationale Berufsbildungs­
kongress in Winterthur im Juni 2016 prä­
sentierte hochkarätige Referenten. Der 
Kongress kann längerfristig dazu beitra­
gen, die Interessen der Schweizer Berufs­
bildung gegenüber Bildungssystemen an­
derer Länder auf internationaler Ebene zu 
wahren und auch in der Schweiz weiter­
zuentwickeln. Inhaltlich wurde wieder 
einmal klar, dass ein arbeitsmarktnahes 
Bildungssystem auf das Engagement der 
Arbeitgeber angewiesen ist. Bildungs- und 
Beschäftigungssystem müssen eng mit­
einander verflochten sein. In rein staat­
lichen Systemen würden Bildungsergeb­
nisse für Jugendliche und Wirtschaft klar 
schlechter ausfallen.

JÜRG ZELLWEGER

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/bildung

Philip Mosimann, Swissmem – ASM Arbeitgeberverband der  
Schweizer Maschinenindustrie

«Die höheren Bundesmittel für Bildung sind gezielt einzusetzen:  
Sie sollen Bildungsinvestitionen fördern, welche die Beschäftigungs-
fähigkeit der Bevölkerung sowie die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen stärken. Privates Engagement bleibt aber zentral.»

BILDUNG

www.arbeitgeber.ch/category/bildung


Eine erfahrene Hebamme der Hirslanden Klinik Im Park in Zürich 
misst ein gerade einmal 15 Stunden altes Mädchen.
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Die Sozialpolitik der Arbeitgeber 

stand im Berichtsjahr im Zeichen 

der Reform Altersvorsorge 2020. 

Angesichts der demografischen 

Herausforderungen setzten auch 

sie sich für die Reformziele des 

Bundesrats ein: die finanzielle 

Sicherung der 1. und 2. Säule und 

den Erhalt des heutigen Renten

niveaus. Im Gegensatz dazu hielt 

die Mitte-Links-Mehrheit im 

Parlament dogmatisch an einem 

Ausbau der AHV fest, der deren 

strukturelle Probleme zusätzlich 

verschärft.

Gleich zu Beginn des Berichtsjahrs hielt 
der Schweizerische Arbeitgeberverband 
seine Forderungen zur Reform Altersvor­
sorge 2020 in einem Positionspapier fest. 
Für die Arbeitgeber stand ausser Frage, 
dass angesichts der grossen strukturel­
len Herausforderungen die Altersvor­
sorge reformiert werden muss. Aufgrund 
der steigenden Lebenserwartung und des 
nahenden Renteneintritts der geburten­
starken Jahrgänge ist eine sinkende An­
zahl Erwerbstätiger gezwungen, immer 
mehr Rentner zu finanzieren. Ohne Ge­
genmassnahmen klafft 2030 ein Defizit 
von jährlich 7 Milliarden Franken in der 
AHV-Kasse. 

Um die AHV zu entlasten, unterstützten 
die Arbeitgeber die Stossrichtung des 
Bundesrats, das Referenz-Rentenalter der 
Frauen auf 65 Jahre sowie die Mehrwert­
steuer zu erhöhen. Auch sprachen sie sich 
für die Senkung des Mindestumwand­
lungssatzes in der beruflichen Vorsorge 
von 6,8 auf 6 Prozent aus. Dies würde den 

unter Druck geratenen Pensionskassen 
erlauben, die obligatorisch versicherten 
Renten zu senken, da ihre Versicherten 
aufgrund der gestiegenen Lebenserwar­
tung immer länger von ihrem angespar­
ten Altersguthaben leben müssen. 

Um das Rentenniveau der Versicherten 
nachhaltig zu sichern, standen sich im 
Parlament zwei Kompensationsmodelle 
gegenüber. Die Arbeitgeber unterstütz­
ten die Variante des Nationalrats, die eine 
Kompensation innerhalb der beruflichen 
Vorsorge vorsah. Obwohl diese Lösung 
laut dem Bundesamt für Sozialversiche­
rungen (BSV) günstiger gewesen wäre 
und besser gewirkt hätte, setzte sich in 
der Frühjahrssession 2017 haarscharf 
die Lösung des Ständerats durch, die 
nebst Kompensationsmassnahmen inner­
halb der 2. Säule einen AHV-Ausbau von  
70 Franken ausschliesslich für Neurent­
ner vorsieht. An diesem Ausbau hielt die 
Mitte-Links-Mehrheit im Parlament von 
Beginn an kompromisslos fest – auch 
nachdem sich das Schweizer Stimmvolk 
klar gegen die Initiative «AHVplus: für 
eine starke AHV» und somit gegen einen 
AHV-Ausbau ausgesprochen hatte. 

Am 24. September 2017 kommt die Aus­
bauvorlage zur Volksabstimmung. Zahlen, 
die das BSV auf Druck diverser Medien 
und Parlamentarier veröffentlicht hat, ent­
tarnen den unterfinanzierten AHV-Ausbau 
als Brandbeschleuniger: Schon bald kos­
tet er mehr, als die Reform einbringt (sie­
he Grafik): 2027 wird das jährliche AHV-
Umlagedefizit erneut 1 Milliarde Franken 
betragen. 2035 werden es schon wieder  
7 Milliarden Franken pro Jahr sein. Um 
die AHV vor dem finanziellen Kollaps zu 
bewahren, müssten damit bereits 2025 
wieder einschneidende Gegenmassnah­
men getroffen werden.

FRÉDÉRIC PITTET

SOZIALPOLITIK: ALTERSVORSORGE

Altersvorsorge 2020 – ein Ausbau 
statt eine Reform

UMLAGEERGEBNIS DER AHV BIS 2045 GEMÄSS DER VOM 
PARLAMENT BESCHLOSSENEN REFORM
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SOZIALPOLITIK

Ruf nach echter  
IV-Sanierung

Im Frühjahr 2016 hat der Schweizerische 
Arbeitgeberverband an einer Medienkon­
ferenz seine Ansichten und Forderungen 
zur Weiterentwicklung der Invalidenver­
sicherung (IV) präsentiert. Er reagierte da­
mit auf den neuerlichen Anlauf des Bun­
desrats zu einer IV-Reform. Aus Sicht der 
Arbeitgeber ist die Wiederaufnahme der 
Reformarbeiten nach dem Scheitern der 
IV-Revision 6b unerlässlich. Die Vernehm­
lassungsvorlage der Landesregierung ent­
hält einige sinnvolle Massnahmen, darun­
ter einen verstärkten Fokus auf Kinder, 
Jugendliche und psychisch Beeinträch­
tigte. Auf zusätzliche Sparmassnahmen 
wollte der Bundesrat aber verzichten, ob­
wohl solche zwingend sind.

Angesichts der hohen Neurentenzah­
len bei jungen Erwachsenen – jährlich 
rund 2000 allein bei den 18- bis 24-Jäh­
rigen – müssen frühe Rentenfälle künftig 
konsequenter verhindert werden. Die Ar­
beitgeber fordern deshalb eine Prinzipi­
enumkehr: Renten für unter 30-Jährige 
müssen die Ausnahme bilden und allein 
Kindern und Jugendlichen mit schweren 
Geburtsgebrechen vorbehalten sein, die 
keine Aussicht auf eine Stelle im ersten 
Arbeitsmarkt haben. Die übrigen jungen 
Menschen sollen über positive Arbeitsan­
reize und gezielte Unterstützungsmass­
nahmen beruflich Tritt fassen können. An­
stelle der Rente soll ein befristetes Taggeld 
ausbezahlt werden, das die nötigen Anrei­
ze setzt und mit spezifischen Eingliede­
rungsmassnahmen verknüpft wird. Das 
verhindert, dass junge Menschen 45 Jah­
re lang IV und Ergänzungsleistungen be­
ziehen und gesellschaftlich abseitsstehen.

Weitere Einsparungen forderten die Ar­
beitgeber bei Kinderrenten und Reisekos­
ten. Die nationalrätliche Sozialkommis­
sion hatte 2014 entschieden, diese bei 
der IV-Revision 6b sistierten Sparmass­
nahmen wieder zu lancieren. Damit lies­
se sich die IV um jährlich 100 Millionen 
Franken entlasten. Auch verlangten die 
Arbeitgeber, dass im Rahmen des neuen, 
stufenlosen Rentensystems erst ab einem 

Invaliditätsgrad von 80 Prozent Anspruch 
auf eine Vollrente besteht. Nur so entfal­
tet das System die gewünschte Anreiz­
wirkung. Der Bundesrat hat hier einen 
unglaubwürdigen Zickzackkurs einge­
schlagen: Bei der Revision 6b hatte er sich 
noch klar für einen Invaliditätsgrad von 
80 Prozent ausgesprochen und belegte 
die damit verbundenen Anreize mit einer 
Studie des Bundesamts für Sozialversiche­
rungen. In seiner Reformvorlage schlug er 
aber einen Vollrentenanspruch bereits ab 
70 Prozent Invalidität vor.

Entschieden lehnten die Arbeitgeber das 
Ansinnen des Bundesrats ab, die Akteu­
re der beruflichen Eingliederung gesetz­
lich zur Zusammenarbeit zu verpflichten. 
Solche Zwangsmassnahmen sind weder 
erforderlich noch praktikabel. Das bishe­
rige freiwillige Engagement der Arbeit­
geber in der beruflichen Eingliederung 
ist ein Erfolg. Das belegen die Einglie­
derungszahlen der IV-Stellen-Konferenz: 
Seit 2012 konnten rund 75 000 gesund­
heitlich Beeinträchtigte ihre Arbeitsstel­
le behalten oder eine neue finden. Diese 
Erfolge benötigen bedarfsgerechte und 
flexible Strukturen. Initiativen wie der 
Verein Compasso, der unter dem Patro­
nat des Schweizerischen Arbeitgeberver­
bands alle zentralen Akteure in der beruf­
lichen Integration vernetzt, machen es vor. 
Starre gesetzliche Vorschriften stehen der 
bewährten Zusammenarbeit nur im Weg.

Keine halbherzige  
Reform der EL

Das System der bedarfsorientierten Er­
gänzungsleistungen (EL) zu AHV und IV 
hat sich im Grundsatz bewährt. EL neh­

men im Gefüge der sozialen Sicherheit 
die elementare Aufgabe wahr, gezielt und 
bedarfsgerecht AHV- oder IV-Bezüger zu 
unterstützen, die von ihren Renten und 
ihrem Vermögen nicht leben können. Kei­
ne Sozialversicherung ist so effektiv wie 
die Ergänzungsleistungen. Ihre Kosten 
wachsen allerdings ungebremst an. Ohne 
wirksame Massnahmen droht ihnen auf­
grund der fortschreitenden Alterung bis 
2030 ein weiterer Kostenschub auf jähr­
lich fast 7 Milliarden Franken. Um die 
soziale Sicherheit der Schwächsten und 
den Verfassungsauftrag der Existenz­
sicherung nicht aufs Spiel zu setzen, 
muss das System der EL gründlich um­
gebaut werden.

Der Bundesrat hat den dringenden Hand­
lungsbedarf zwar erkannt, dennoch hat 
er im Herbst 2016 seine Botschaft zur 
EL-Reform im Vergleich zur Vernehmlas­
sung nahezu unverändert verabschiedet. 
Wesentliche in der Vernehmlassung ein­
gebrachte Vorschläge für eine Stärkung 
der Eigenverantwortung schlug der Bun­
desrat in den Wind. Bereits zu Beginn des 
Berichtsjahrs hatten die Arbeitgeber an 
einer Medienkonferenz ihre Standpunk­
te präsentiert und im Rahmen der Teilre­
vision des Bundesgesetzes über die Ergän­
zungsleistungen zur AHV und IV wichtige 
Reformmassnahmen gefordert.

Entscheidend für die Sicherung der Leis­
tungen auf heutigem Niveau für jene, die 
es wirklich nötig haben, ist die Entflech­
tung der Verbundaufgabe zwischen Bund 
und Kantonen. Das EL-System muss trans­
parenter und einfacher werden. Gegen­
wärtig bezahlt der Bund für Entscheide, 
die auf kantonaler Ebene gefällt werden 
und umgekehrt. Die Maxime muss lauten: 
«Wer zahlt, entscheidet.» Die Kantone und 
Gemeinden, welche die massive Kosten­

Das freiwillige  
Engagement der 
Arbeitgeber in  
der Eingliederung ist  
ein Erfolg.

IV-Renten für unter 
30-Jährige müssen die 
Ausnahme bilden.
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Severin Moser, Schweizerischer Versicherungsverband (SVV)

«Die Arbeitgeber stehen ein für eine Altersvorsorgereform, die das 
Rentenniveau langfristig sichert – und akzeptieren eine spürbare Mehr
belastung. Aufgrund der Demografie muss die Reform aber strukturelle 
Verbesserungen erzielen. Ansonsten macht sie keinen Sinn.»

steigerung in den nächsten Jahren zu rund 
zwei Dritteln stemmen sollen, sind zwin­
gend auf diese wichtigste aller Massnah­
men angewiesen.

Bei der Reform muss der Blick zudem über 
die Ergänzungsleistungen hinaus auf das 
gesamte Sozialsystem gerichtet werden. 
Die Reformen in der Altersvorsorge und 
in der Invalidenversicherung sind ebenso 
wichtig für ein finanziell stabiles EL-Sys­
tem wie der Umbau des Systems selbst. Es 
wäre daher unsinnig, eine Erhöhung der 
anrechenbaren Mietzinsmaxima losge­
löst von der EL-Reform zu behandeln. Das 
würde die Einsparungen der bundesrätli­
chen Reformvorlage gleich wieder aufhe­
ben. Der Handlungsbedarf bei den Miet­
zinsmaxima fällt zudem weit geringer aus, 
als der Bundesrat anmahnt.

Viel wichtiger ist ein einheitliches Kon­
zept zur Missbrauchsbekämpfung, ins­
besondere gegen nicht deklarierte Ver­
mögen und Liegenschaften im Ausland. 
Was die Arbeitgeber schon seit Länge­
rem befürchtet hatten, bestätigten auch 
die Gewerkschaften im letzten Sommer: 
Gerade ehemalige Gastarbeiter schleu­
sen ausländischen Liegenschaftsbesitz im 
grossen Stil am Fiskus vorbei und strei­
chen gleichzeitig EL ein. Diese Masche 
geht zulasten der EL-Kasse und ihrer 
ehrlichen Bezüger. Der Schweizerische 
Arbeitgeberverband hat nach diesen Ent­
hüllungen mehrmals mit Nachdruck auf 
diesen Missbrauch hingewiesen.

Neues  
AusgleichsfondsGesetz

Der Ständerat hat sich als Erstrat gegen 
Ende des Berichtsjahrs einstimmig für 
das neue Ausgleichsfondsgesetz ausge­
sprochen. Das Gesetz schafft die Grund­
lage für eine öffentlich-rechtliche Anstalt 
namens Compenswiss, die künftig die drei 
Ausgleichsfonds von Alters- und Hinter­
lassenenversicherung (AHV), Invaliden­
versicherung (IV) und Erwerbsersatzord­
nung (EO) verwalten soll. Dabei entschied 
sich der Ständerat für eine unabhängige 
Revisionsstelle anstatt der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Eidgenössischen Finanz­
kontrolle (EFK). Zudem soll die Schuld­
zinsübernahme der IV-Schulden durch 
die Bundeskasse wie geplant Ende 2017 
auslaufen. Damit entspricht der Rat auch 
dem IV-Sanierungskonzept. Inzwischen 
hat der Nationalrat dem Gesetz ebenfalls 
zugestimmt. Durch eine klare Trennung 
der drei Ausgleichsfonds unter dem Dach 
von Compenswiss lässt sich eine nachtei­
lige Vermischung der Fondsvermögen in 
Zukunft verhindern. Eine unabhängige 
externe Revisionsstelle steht ausserdem 
stellvertretend für eine zeitgemässe Ver­
waltung der schweizerischen Sozialversi­
cherungen.

Überhöhter  
BVG-Mindestzins

Der Bundesrat hat den Mindestzinssatz 
bei der beruflichen Vorsorge für das Jahr 

2017 auf 1,0 Prozent festgelegt. Die öko­
nomisch relevanten Faktoren hatten aller­
dings einen Mindestzins von 0,75 Prozent 
ergeben. Denn die Vorsorgeeinrichtungen 
bewegen sich nach wie vor auf sehr un­
sicherem Terrain, das wesentlich geprägt 
wird vom starken Franken, tiefen Zinsen 
und Renditen an den Anlagemärkten so­
wie weltweit instabilen politischen Rah­
menbedingungen. Zudem wachsen die 
realen Altersguthaben angesichts der ver­
gleichsweise tiefen Teuerung trotz niedri­
gerem Mindestzins teils immer noch mehr 
als in früheren Jahren. Der Mindestzins 
sollte sich im langfristigen Interesse der 
Versicherten an sicheren Renten und an 
den Bedürfnissen derjenigen Vorsorgeein­
richtungen orientieren, die sich finanzi­
ell bereits in einer schwierigen Lage be­
finden. Falsch ist es hingegen, ihnen mit 
einem überhöhten Mindestzinssatz zu­
sätzliche Risiken aufgrund von unrealis­
tischen Renditevorgaben aufzubürden.

Die ökonomisch  
relevanten Faktoren  
hatten einen  
Mindestzins von  
0,75 Prozent ergeben.
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UVG-Revision  
unter Dach und Fach 

Der Bundesrat hat am Ende des Berichts­
jahrs beschlossen, die Revision des Un­
fallversicherungsgesetzes (UVG) und der 
dazugehörigen Verordnung (UVV) auf 
den 1. Januar 2017 in Kraft zu setzen. Die 
Gesetzesrevision erlaubt es, Deckungs­
lücken und Überentschädigungen künf­
tig zu verhindern und sorgt somit für 
eine effizientere Unfallversicherung. Der 
Schweizerische Arbeitgeberverband hat­
te entscheidend dazu beigetragen, die Re­
vision nach vorübergehendem Stillstand 
wieder auf Kurs zu bringen.

Vereinfachte  
AHV-Administration

Der Bundesrat kam auf Druck des Parla­
ments einer Forderung der Arbeitgeber 
nach und befreite ab 1. Juni 2016 die Un­
ternehmen von der Pflicht, neue Mitar­
beitende innert Monatsfrist der AHV-Aus­
gleichskasse zu melden. Es reicht, dies 
spätestens anlässlich der Lohnabrech­
nung zu Beginn des Folgejahrs zu tun. 
Ausserdem entfällt der bisher nötige Ver­
sicherungsnachweis zuhanden der Arbeit­
nehmer. Diese Änderungen erlauben es, 
jährlich 8 Millionen Franken an Adminis­
trativkosten einzusparen.

Nein zur Volksinitiative 
«AHVplus»

Eine klare Mehrheit der Schweizer Stimm­
bürgerinnen und Stimmbürger sowie der 
Stände hat am 25. September 2016 die 
Volksinitiative «AHVplus: für eine starke 
AHV» abgelehnt. Die Initiative hätte das 
Finanzierungsloch in der AHV mit einem 
pauschalen AHV-Zuschlag von zehn Pro­
zent für alle Rentnerinnen und Rentner 
erheblich vergrössert. Schon jetzt reichen 
die jährlichen Beiträge von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern nicht mehr aus, um 
daraus die umlagefinanzierten Renten zu 
finanzieren. Der nahende Renteneintritt 
der Babyboomer-Generation wird das Fi­
nanzierungsproblem weiter verschärfen. 
Das Volk hat zu Recht erkannt, dass an­
gesichts der demografischen Entwicklung 

nicht ein Rentenausbau, sondern nur die 
langfristige Sicherung des gegenwärti­
gen Rentenniveaus der richtige Weg sein 
kann.

Nein zum bedingungslosen 
Grundeinkommen

Die Schweizer Stimmberechtigten haben 
am 5. Juni 2016 die Volksinitiative «Für 
ein bedingungsloses Grundeinkommen» 
deutlich abgelehnt. Bei einem Ja zur Initi­
ative hätte jede Person jeden Monat etwa 
2500 Franken erhalten, ohne etwas dafür 
tun zu müssen. Der Souverän entschied 
sich jedoch für das bewährte Schweizer 
Sozialsystem. Dieses deckt bedarfsgerecht 
Lebensrisiken ab, die im Zusammenhang 
mit Alter, Invalidität, Arbeitslosigkeit, Mi­

litärdienst oder Mutterschaft stehen. Wä­
ren diese Errungenschaften aufgegeben 
und durch ein bedingungsloses, nicht auf 
einer Gegenleistung beruhendes Grund­
einkommen ersetzt worden, hätte ein 
viel teureres, nicht bedarfsgerechtes, mit 
schädlichen Fehlanreizen ausgestattetes, 
abenteuerliches Experiment begonnen.

MARTIN KAISER

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/sozialpolitik

NEIN

AHV gefährden 
statt sichern?

Teure
AHV-Initiative

Die AHV-Initiative
     gefährdet unsere Altersvorsorge
     kostet Milliarden
     begünstigt die Falschen

Breite Allianz für ein NEIN
Eine breite Allianz setzt sich für ein NEIN am 25. September ein. Weil wir unsere 
Altersvorsorge langfristig auf ein solides Fundament stellen müssen, anstatt mit 
der Giesskanne Rentengelder zu verschleudern.

NEINTeure
AHV-Initiative

Die AHV braucht Ihre Unterstützung! Setzen Sie ein Zeichen auf:

www.ahv-initiative-nein.ch

Bundesrat und Parlament lehnen die Initiative klar ab. Der Nationalrat hat sie mit 
139 zu 53 Stimmen verworfen, der Ständerat mit 33 zu 9 Stimmen.

Schweizerischer Verband für Seniorenfragen
Association Suisse des Aînés (ASA)
Associazione Svizzera degli Anziani (ASA)

Darum am 25. September
    an die Urne!

08.06.16   10:05

www.arbeitgeber.ch/category/sozialpolitik


Ein kurz vor der Pensionierung stehender Flugzeugmechaniker und 
Lehrmeister von Swiss erklärt drei Polymechaniker-Lernenden im 
ersten Lehrjahr in einem Hangar am Flughafen Zürich das Triebwerk 
eines Swiss-Flugzeugs.
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Der Ausschuss für Vereinigungs-

freiheit hat im November 2016  

die im Oktober 2014 von der 

Autonomen Pöstler Gewerkschaft 

(APG) bei der Internationalen 

Arbeitsorganisation eingereichte 

Klage zu Recht abgewiesen. Die 

Klägerin hatte ihren Ausschluss 

aus den Verhandlungen für einen 

Gesamtarbeitsvertrag mit der 

Post bemängelt.

Im Oktober 2014 hatte die Autonome 
Pöstler Gewerkschaft bei der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation (IAO) eine Kla­
ge eingereicht. Gegenstand der Klage war 
die Weigerung der Post, die APG als Part­
nerin bei der Aushandlung des neuen 
Gesamtarbeitsvertrags (GAV) zuzulassen. 
Die Gewerkschaft war der Meinung, dass 
dadurch ihre Vereinigungsfreiheit einge­
schränkt werde. In ihren Augen verletz­
te die Schweiz zwei von ihr ratifizierte 
IAO-Übereinkommen über das Vereini­
gungsrecht und das Recht zu Kollektiv­
verhandlungen sowie über die Vereini­
gungsfreiheit. Die APG wandte sich an 
die IAO, um eine Änderung der Gesetz­
gebung und der Praxis in der Schweiz in 
Sachen Gewerkschaftsvertretung herbei­
zuführen.

RÜCKWEISUNG DURCH  
DEN BUNDESRAT

Im Mai 2016 veröffentlichte der Bundes­
rat einen Bericht zur Klage der APG. Darin 
erinnerte er daran, dass die schweizeri­
sche Gesetzgebung in Bezug auf die ge­
werkschaftliche Repräsentativität keine 
Untergrenze festlegt. Das Bundesgericht 
legt die Qualitätskriterien fest, die eine 
gewerkschaftliche Organisation erfüllen 
muss, um zu Verhandlungen über einen 
GAV zugelassen zu werden: die Kompe­
tenz, GAV abzuschliessen, ausreichende 
Repräsentanz der Gewerkschaft sowie 
der Beleg, dass die Gewerkschaft gegen­
über dem Arbeitgeber eine loyale Haltung 
einnimmt. Der Bundesrat hielt fest, dass 
die APG die Anforderungen des Bundes­
gerichts nicht erfüllt.

In einem im November 2016 publizier­
ten Bericht kam der Ausschuss für Verei­
nigungsfreiheit (AfV), das Kontrollorgan 
der IAO für die Übereinkommen in Sachen 
Vereinigungsfreiheit, zum Schluss, dass 
der Ausschluss der APG aus den Kollek­

tivverhandlungen «in Bezug auf die Prin­
zipien der Vereinigungsfreiheit und der 
Kollektivverhandlung kein Problem dar­
stellt». Mit anderen Worten und entge­
gen den Aussagen der APG verletzt die 
Schweiz weder das Übereinkommen 87 
der IAO über die Vereinigungsfreiheit, 
noch das Übereinkommen 98 über das 
Vereinigungsrecht und das Recht zu Kol­
lektivverhandlungen. Angesichts dieser 
Feststellung hat der Verwaltungsrat der 
IAO auf Empfehlung des AfV entschie­
den, die Klage abzuweisen. Er stützt da­
mit die Position sowohl des Bundesrats 
als auch des Schweizerischen Arbeitge­
berverbands.

ARGUMENTE GEGEN  
DIE KLAGE

Der AfV bringt mehrere Argumente ge­
gen die Klage vor, um seine Ablehnung 
zu begründen: zunächst die schwache 
Repräsentativität, und zwar sowohl zah­
lenmässig (die APG zählt 600 Mitglieder, 
die Post hat 65 000 Angestellte), als auch 
geografisch (die meisten Mitglieder stam­
men aus den Kantonen Waadt und Wal­
lis). Der AfV hebt zudem hervor, dass die 
APG über sämtliche rechtlichen Garanti­
en verfügte und ihr sämtliche rechtlichen 
und administrativen Wege offenstanden, 
ihre Rechte mittels Rekurs einzufordern, 
bis hinauf zum Bundesgericht. Sämtli­
che Rekurse, welche die APG bei schwei­
zerischen Rechtsinstanzen einlegte, sei­
en aber abschlägig beantwortet worden. 
Schliesslich sei der Dialog zwischen der 
Post und der APG in den letzten Jahren 
aufrechterhalten worden. Als Beleg mö­
gen die Zugeständnisse dienen, welche die 
Post der APG machte, zum Beispiel Quar­
talstreffen mit Direktionsmitgliedern und 
das Recht auf die Nutzung von internen 
Anschlagbrettern.

MARCO TADDEI

INTERNATIONALES: KLAGE GEGEN DIE POST

KLAGE VON DER INTERNATIONALEN 
ARBEITSORGANISATION ABGEWIESEN
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EUROPÄISCHE SOZIALCHARTA: 
DIE KAMMERN SIND SICH 
UNEINS

Im Berichtsjahr wurde die Europäische 
Sozialcharta (ESC) erneut im Parlament 
debattiert. Die beiden Kammern behandel­
ten die Motion «Verzicht auf eine Ratifizie­
rung der Europäischen Sozialcharta» von 
Nationalrat Thomas de Courten. Zur Erin­
nerung: Die ESC ist ein Abkommen des Eu­
roparats, das darauf abzielt, die wirtschaft­
lichen und sozialen Lebensbedingungen 
der Vertragsparteien mittels Reglementie­
rung zu harmonisieren und den Bürgerin­
nen und Bürgern in so unterschiedlichen 
Bereichen wie Arbeit, Gesundheit, sozia­
le Sicherheit, Bildung und Wohnen Rech­
te einzuräumen. Die vom Bundesrat 1976 
unterzeichnete Europäische Sozialcharta 
wurde vom Parlament nie ratifiziert.

Der Bundesrat publizierte im Juli 2014 
einen Bericht, gemäss dem die Schweiz 
aus rechtlicher Sicht in der Lage wäre, die 
minimalen Ratifizierungsbedingungen 
der ESC zu erfüllen. Mit anderen Worten: 
Die Schweiz könnte sechs der neun Artikel 
des harten Kerns der Charta anerkennen. 
Die rechtliche Analyse ist unvollständig, 
denn sie wischt die politischen und wirt­
schaftlichen Folgen, die eine Umsetzung 
der ESC für die Schweiz nach sich ziehen 
würde, unter den Teppich.

Schädliche Auswirkungen
Wie Nationalrat de Courten in seiner 
Motion ausführt, wären die Auswirkun­

gen einer Ratifizierung schädlich: Die 
Europäische Sozialcharta enthält Ver­
pflichtungen, die mit der föderalistischen 
Struktur der Schweiz nicht in Einklang zu 
bringen sind. Die Ratifizierung der ESC 
würde unserem dualen Ausbildungssys­
tem schaden, zu einer Erweiterung un­
serer Sozialversicherungen führen und 
unseren liberalen Arbeitsmarkt infrage 
stellen.

Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
stellt sich entschieden gegen die ESC, die 
unserem Land seiner Ansicht nach kei­
nen Mehrwert bringen würde. Die Euro­
päische Sozialcharta ist Ausdruck eines 
philosophischen und politischen Willens, 
der Gesamtheit der europäischen Länder 
eine Ausweitung des sozialen Schutzes 
und der Sozialleistungen aufzuerlegen. 
Dieser Ansatz, der allein auf Rechten ba­
siert, könnte die liberale Ausrichtung un­
seres Sozialsystems und unseres Arbeits­
markts gefährden.

Kontrollrecht
Die in der ESC festgeschriebenen Rechte 
sind dynamisch und bilden Gegenstand 
einer ausführlichen Auslegung durch 
den Europäischen Ausschuss für soziale 
Rechte, das Kontrollorgan der ESC, in dem  
15 Experten Einsitz haben. Wie neuere Er­
fahrungen zeigen, konnten Letztere den 
Mitgliedstaaten ihre Sicht der Dinge in 
so heiklen Bereichen wie der Festlegung 
einer vernünftigen Tagesarbeitszeit (Ar­
tikel 2.1 der ESC) und der Anerkennung 
des Rechts von Arbeitnehmern auf eine 

ausreichende Entschädigung (Artikel 4.1) 
aufzwingen.

Es wäre falsch, die ESC einzig mit der 
Absicht zu ratifizieren, das Image der 
Schweiz im Ausland zu verbessern. Das 
Argument der internationalen Solidarität, 
das im Hinblick auf die Ratifizierung ei­
nes derartigen Instruments vorgebracht 
wurde, sollte mit Vorsicht genossen wer­
den. Eine Ratifizierung würde der Schweiz 
Verpflichtungen gegenüber sämtlichen 
Ländern auferlegen, welche die Sozi­
alcharta mitunterzeichnet haben. Der 
Europarat zählt allerdings 47 Mitglied­
staaten, also viel mehr als die EU.

Im September 2016 nahm der National­
rat die Motion de Courten mit einer kom­
fortablen Mehrheit an, der Ständerat hin­
gegen sprach sich drei Monate später 
dagegen aus. Die Kleine Kammer war 
insbesondere der Meinung, das von der 
Motion angestrebte Ziel sei aus rechts­
staatlicher Sicht sinnwidrig, liege es doch 
zwar in der Zuständigkeit des Bundesrats, 
derartige Abkommen zu unterzeichnen, 
nicht aber, diese zu ratifizieren. Damit ist 

Charles Bélaz, swissstaffing

«Die Entscheide der Internationalen Arbeitsorganisation haben einen 
wachsenden Einfluss auf unser Land. Es ist zentral, die Arbeiten 
dieser Organisation aufmerksam zu verfolgen, um die Handlungsfrei-
heit der Schweizer Unternehmen zu bewahren.»

INTERNATIONALES

Die Europäische 
Sozialcharta würde  
der Schweiz keinen 
Mehrwert bringen.
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die politische Diskussion um die Ratifizie­
rung der Europäischen Sozialcharta – zu­
mindest vorerst – beendet.

DER BUNDESPRÄSIDENT AN 
DER INTERNATIONALEN 
ARBEITSKONFERENZ 2016

Die Internationale Arbeitsorganisation 
(IAO) ist die UNO-Sonderorganisation für 
Arbeitsfragen. Sie ist die einzige tripar­
tite internationale Organisation: In ihr 
sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus 
der ganzen Welt mit ihren Organisatio­
nen sowie die Regierungen vertreten. Der 
Schweizerische Arbeitgeberverband stellt 
alljährlich die Schweizer Arbeitgeber-
Delegation für die Internationale Arbeits­
konferenz (IAK), das oberste Organ der 
IAO, zusammen.

Die 105. Sitzung der Internationalen 
Arbeitskonferenz ging vom 30. Mai bis  
10. Juni 2016 in Genf über die Bühne. Es 
fanden sich 6000 Delegierte aus den 187 
Mitgliedstaaten der IAO ein. Anlässlich 
der Eröffnungszeremonie unterzeichne­
te Bundespräsident Johann Schneider-
Ammann zusammen mit Guy Ryder, dem 
Generaldirektor der IAO, eine Vereinba­
rung, welche die Kooperation der Schweiz 
und der IAO im Bereich Entwicklungs­
zusammenarbeit festigen soll.

Globale Lieferketten unter der Lupe
Schwerpunkt der IAK 2016 bildete die 
Diskussion über die Förderung fairer Ar­
beitsbedingungen in globalen Lieferket­
ten (GLK). Unter GLK versteht man die 
grenzüberschreitende Organisation von 
Aktivitäten, die für die Produktion von 
Gütern oder die Erbringung von Dienst­
leistungen vom Lieferanten bis zum End­
kunden unabdingbar sind. Die Diskussion 
erwies sich als ausgesprochen schwierig. 
Grund dafür waren die entgegengesetz­
ten Positionen, welche die Arbeitgeber auf 
der einen und die Gewerkschaften auf der 
anderen Seite vertraten. Letztere traten für 
eine internationale Norm ein, die Arbeit­
geber ihrerseits verwiesen auf die UNO-
Leitprinzipien für Wirtschaft und Men­
schenrechte und auf die Verantwortung 
der einzelnen Länder, die Arbeitnehmer 
in den GLK zu schützen.

Die Arbeitgeber betonten, dass die glo­
balen Lieferketten das Wachstum stimu­
lieren, Arbeitsplätze schaffen und zu fai­
ren Arbeitsbedingungen beitragen. Sie 
anerkannten zwar, dass in einigen GLK 
in Bezug auf faire Arbeitsbedingungen 
gewisse Defizite bestehen, diese sind 
aber nicht den GLK selbst anzulasten, son­
dern vielmehr Ausdruck von allgemeinen 
Schwierigkeiten, die in den Wirtschafts­
räumen auftreten, innerhalb derer diese 
GLK operieren. Nach Ansicht der Arbeit­
geber besteht kein Governance-Defizit auf 
internationaler Ebene, das Problem sind 
vielmehr Unzulänglichkeiten bei der 
Umsetzung auf nationaler Ebene.

Nach Abschluss der Diskussion konn­
te doch eine Einigung erzielt und eine 
Resolution verabschiedet werden, die eine 
Reihe von Empfehlungen beinhaltet. In ihr 
wird der IAO eine klare Aufgabe zugeteilt: 
Sie übernimmt bei den weltweiten An­
strengungen, die Unzulänglichkeiten im 
Umgang mit den globalen Lieferketten auf 
sektorieller, regionaler, nationaler und in­
ternationaler Ebene zu beseitigen, eine tra­
gende Rolle. Die Delegierten haben die IAO 
dazu aufgefordert, ein Aktionsprogramm 
umzusetzen und nach einem entsprechen­
den Entscheid ihres Verwaltungsrats eine 
tripartite Versammlung einzuberufen, die 
folgende Aufgaben wahrnehmen soll:

>> Evaluation der Fehlleistungen, die  
in GLK dazu führen, dass Defizite im 
Hinblick auf faire Arbeitsbedingun­
gen auftreten.

>> Identifikation der wichtigsten Heraus­
forderungen in Bezug auf die Gover­
nance.

>> Prüfung von Massnahmen, die faire 
Arbeitsbedingungen in den GLK 
fördern.

Resolution zur sozialen Sicherheit
Die Delegierten haben ausserdem die 
Auswirkungen der 2008 angenommenen 
«Erklärung der IAO über soziale Gerech­
tigkeit für eine faire Globalisierung» eva­
luiert. Sie haben eine Resolution verab­
schiedet, die dazu aufruft, im Rahmen der 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen kon­
kret zu handeln, um das gesamte Potenzial 
der Erklärung von 2008 zu nutzen. Die 
Resolution lädt auch dazu ein, faire Ar­
beit mittels Partnerschaften zu fördern 
und die Kohärenz der nationalen Politik 
mit den internationalen Wirtschafts- und 
Finanzinstitutionen zu steigern.

MARCO TADDEI

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/
internationales-arbeitsmarkt

Globale Lieferketten 
schaffen Arbeitsplätze  
und tragen zu fairen 
Arbeitsbedingungen bei.

www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/internationales-arbeitsmarkt
www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/internationales-arbeitsmarkt


Eine junge Optikerin von McOptik in Baden führt mit einem älteren 
Kunden einen Augentest durch.
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Der Schweizerische Arbeitgeber-

verband politisiert faktenbasiert 

und lösungsorientiert. Daran 

richtet sich auch die Kommunika-

tion mit allen Akteuren aus – vom 

Medienschaffenden über die 

Politikerin bis zum Beamten und 

den eigenen Mitgliedern. Beson-

ders gefragt sind die Meinungen 

der Arbeitgeber in der Öffentlich-

keit. 

Die Kommunikationsabteilung des 
Schweizerischen Arbeitgeberverbands 
(SAV) blickt auf ein intensives Jahr zurück. 
Im Brennpunkt des öffentlichen Interes­
ses standen zwei Vorlagen, bei denen der 
Dachverband an vorderster Front enga­
giert war: Die teils hitzigen Parlamentsbe­
ratungen zur Masseneinwanderungs-Ini­
tiative sowie zur Rentenreform brachten 
einen enormen Kommunikationsbedarf 
mit sich. Ein grosses Echo im 2016 lösten 
auch die Themen Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie und IV-Reform aus. 

Die Domain www.arbeitgeber.ch, die sich 
seit dem Neustart im Februar 2015 als 
Nachrichtenportal zu Arbeitgeberthemen 
präsentiert, ist der wichtigste Kommunika­
tionskanal des Verbands. Der Arbeitgeber-
Newsletter berichtet zudem regelmässig 
über das Neueste aus Arbeitsmarkt-, Bil­
dungs- und Sozialpolitik. Wer noch näher 
am Puls der Arbeitgeberpolitik sein möch­
te, kann dem SAV auf Twitter und LinkedIn 
folgen oder den RSS-Feed abonnieren. Nach 
der Neulancierung im 2015 gingen die Sei­
tenzugriffe auf die Website 2016 leicht zu­
rück. Fast 30 Prozent der Nutzer gelangten 
auf direktem Weg zur Website, die Zahl der 
Newsletter-Abonnenten blieb stabil, und im 
Verlauf des Jahres begrüssten die Arbeitge­
ber auf Twitter den tausendsten Follower.

Das mit der Konzeption der neuen Web­
site begonnene und mit dem überarbei­
teten Jahresbericht im vergangenen Jahr 
fortgesetzte Redesign wird nach und nach 
auf alle weiteren Kommunikationsmit­
tel des Schweizerischen Arbeitgeberver­
bands ausgeweitet. Dazu gehört auch der 
prägnante Claim «Die Arbeitgeber» in Er­
gänzung zum Verbandsnamen.  

Dank der am ARBEITGEBERTAG 2016 
lancierten Arbeitgeber-App sind wichtige 
Stellungnahmen des SAV überall und je­
derzeit verfügbar. Der Verband präsentiert 

sich mit seiner neuen App auf einer mo­
dernen Plattform, schöpft die Möglichkei­
ten des digitalen Publizierens aus, bietet 
ein auf die mobilen Endgeräte ausgerich­
tetes Nutzererlebnis und entspricht dem 
zunehmenden Bedürfnis nach digitalem 
und mobilem Konsum von Inhalten. Nach­
dem die Kinderkrankheiten überstanden 
waren, wird die App nun im Rahmen von 
Updates laufend optimiert.  

STARKE MEDIENPRÄSENZ

Die Medienarbeit blieb auf dem Niveau, 
das im Vorjahr mit verstärkten Akti­
vitäten erreicht worden war. Der SAV 
publizierte 2016 insgesamt 17 Medien­
mitteilungen – teilweise in Kooperation 
mit anderen Wirtschaftsverbänden und 
Organisationen. Nachdem die seit Langem 
erste Medienkonferenz in der Romandie 
im Februar 2016 eine grosse Resonanz 
ausgelöst hatte, führte der SAV ein Jahr 
später unter anderem eine Medienkon­
ferenz im Tessin durch. Vertieft wurden 
darüber hinaus die regelmässigen Kon­
takte mit den Medienschaffenden. So be­
suchte die SAV-Spitze wiederum führende 
Medienhäuser, wo sie sich mit Chefredak­
toren und ihren Journalisten austauschte.

Die Meinungen der Arbeitgeber flossen er­
neut mit beachtlichem Erfolg in die öffent­
lichen Diskussionen ein. Die Jahresanaly­
se 2016 von Argus weist insgesamt 2272 
Beiträge in den gedruckten (1916) und 
den audiovisuellen (356) Medien aus, in 
denen der SAV zu Wort kommt. Damit wur­
de der Rekordwert des Vorjahrs von 2354 
Beiträgen praktisch egalisiert. Der gute 
Draht zur Öffentlichkeit spiegelt sich auch 
auf relevanten News-Websites und Social-
Media-Plattformen, wo der SAV und seine 
Exponenten gemäss Argus-Archiv in rund 
4000 Beiträgen genannt werden. 

FREDY GREUTER

KOMMUNIKATION

Der gute Draht zur Öffentlichkeit

Neue Publikation lanciert

Im Berichtsjahr wurde nicht nur  
der Jahresbericht, sondern auch das 
Format der Medienmitteilung 
gestalterisch aufgefrischt. Ausser-
dem entstand mit dem «Fokus»  
eine neue Publikationsreihe. Sie 
trägt zu einem besseren Verständnis 
des Arbeitsmarkts bei, indem sie 
aktuelle Fragen und Themen in den 
Fokus nimmt, Zahlen und Fakten 
präsentiert und diese einordnet. Den 
Auftakt machte ein Faktencheck 
zum Thema Erwerbslosigkeit. Auch 
diese Publikationen sind nicht nur 
auf der Website, sondern ebenso für 
mobile Geräte in der Arbeitgeber-
App verfügbar.
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Nein zu Renten-Ausbau – Ja zu sicheren Renten 

Die Schweizer Stimmberechtigten haben sich deutlich gegen eine Erhöhung der AHV-Renten 

ausgesprochen. Der Schweizerische Arbeitgeberverband begrüsst diesen richtungsweisenden 

Entscheid. Er verpflichtet die Politik, das gegenwärtige Rentenniveau im Hinblick auf die 

fortschreitende Alterung der Bevölkerung langfristig zu sichern. Dieser Auftrag ist nun in der 

Reform der Altersvorsorge in die Tat umzusetzen. 

Eine klare Mehrheit der Schweizer Stimmbürgerinnen und Stimmbürger sowie der Stände hat die AHVplus -

Initiative abgelehnt. Die Initiative hätte das Finanzierungsloch in der AHV mit einem pauschalen AHV -Zuschlag 

von zehn Prozent für alle Rentnerinnen und Rentner erheblich vergrössert. Schon jetzt reichen die jährlichen 

Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmenden nicht mehr aus, um daraus die umlagefinanzierten Renten zu 

speisen. Der nahende Renteneintritt der Babyboomer-Generation wird das Finanzierungsproblem weiter 

verschärfen. 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband begrüsst den Entscheid des Volkes. Es hat erkannt, dass angesichts 

der demografischen Entwicklung nicht ein Rentenausbau, sondern nur die langfrist ige Sicherung des 

gegenwärtigen Rentenniveaus der richtige Weg sein kann. Somit ist der Weg für den Nationalrat frei, die 

Reform der ersten und zweiten Säule mit einem klaren Auftrag voranzutreiben. Mit dem Verdikt ist für den 

Dachverband zuallererst ein Ausbau der AHV-Renten um monatlich 70 Franken, wie er ihn der Ständerat noch 

vorgesehen hat, nun definitiv vom Tisch.  

Um die AHV langfristig vor finanziellen Schwierigkeiten zu bewahren, soll die grosse Kammer zudem an der 

Stabilisierungsregel seiner vorberatenden Kommission festhalten. Demnach könnten zwar Referenzalter und 

Mehrwertsteuer schrittweise erhöht werden. Dieses Sicherheitssystem kommt jedoch erst ins Spiel, falls sich 

Bundesrat und Parlament auf keine wirksamen Massnahmen zur Sanierung der AHV einigen. Solche Schritte 

würden frühestens ab dem Jahr 2033 notwendig. In diesem Falle würde das Referenzalter für Pensionierungen 

erst im Jahr 2036 – also in 20 Jahren – bei rund 66 für Frau und Mann liegen.

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERBAND 
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Die Finanzierung der Sozialwerke und ins­
besondere die Zukunft der Altersvorsorge 
standen am ARBEITGEBERTAG 2016 in 
Zürich im Brennpunkt. Die Alterung der 
Bevölkerung macht Reformen unaus­
weichlich, wenn das Niveau der Alters­
renten erhalten werden soll – darüber 
herrschte Einigkeit. Bundesrat Alain Ber­
set betonte als Gastreferent vor Vertretern 
aus Wirtschaft, Politik, Verwaltung und 
Wissenschaft (darunter der Vorstands­
ausschuss des SAV – siehe Bild Seite 
33 rechts unten) die Dringlichkeit einer 
nachhaltigen Lösung nach 20 Jahren Re­
formstau in der Altersvorsorge, «eines 
tragenden Pfeilers unseres Landes». Ar­
beitgeberpräsident Valentin Vogt gab zu 
bedenken, dass die Sozialpolitik im ver­
änderten demografischen Umfeld sowohl 
für die Erwerbstätigen als auch deren 
Arbeitgeber finanzierbar bleiben muss. 
Für Christoph A. Schaltegger, Professor 
für Politische Ökonomie an der Univer­
sität Luzern, sind dazu mutige Entschei­
de nötig, darunter eine Anpassung des 
Rentenalters an die gestiegene Lebens­
erwartung.

Zuvor waren an der Mitgliederversamm­
lung folgende Persönlichkeiten neu in 
den Vorstand gewählt worden: Jürg Brech­
bühl (Allpura), Mario Freda (Schweizeri­
scher Maler- und Gipserunternehmer- 
Verband), Daniel Hofer (Erdöl-Vereini­
gung), Dagmar Jenni (Swiss Retail Fe­
deration), Severin Moser (Schweizeri­
scher Versicherungsverband), Daniel A. 
Pfirter (Handel Schweiz), Markus Somm 
(Verband Schweizer Medien), Jean-Chris­
tophe Thiébaud (Foederation der Schwei­
zerischen Nahrungsmittel-Industrien) 
und Martin Weder (SwissBeton). 

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/tag/arbeitgebertag

ARBEITGEBERTAG 2016

Wie viel Sozialstaat erträgt  
die Schweiz?

www.arbeitgeber.ch/tag/arbeitgebertag
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Das Arbeitgeberjahr 2016  
in Zahlen

Politik

 28  
Sessionsgeschäfte  
bewerten die Arbeitgeber im 
parlamentarischen Prozess  
mit Stellungnahmen zuhanden  
der eidgenössischen Räte.

 14 
Vernehmlassungen  
reicht der Schweizerische Arbeit
geberverband nach der Konsultation 
seiner Mitglieder zuhanden der 
Verwaltung ein.

92 
Mitglieder 
vereint der Schweizerische Arbeit-
geberverband per Stichtag 1. Mai 
2017 auf sich – das sind:

47 
Branchenorganisationen

41 
Regionalorganisationen

4 
Einzelunternehmen 

~100 000
Unternehmen 
von Klein-, über Mittel- bis Grossunter-
nehmen, repräsentiert der Dachverband 
der Arbeitgeber.

~2 000 000
Arbeitnehmende 
sind indirekt im SAV vertreten.

5 
Arbeitsgruppen 
dienen der regelmässigen Diskussi-
on aktueller arbeitgeberpolitischer 
Geschäfte mit den Mitgliedern; sie 
werden ergänzt um mehrere ad hoc 
zusammengesetzte Arbeitsgruppen. 2 

neue Mitglieder 
treten dem SAV 2016 bei (hinzu  
kommen 3 weitere Neumitglieder 
per Anfang 2017).

~40
Leitungsorgane 
wie Kommissionen, Expertengrup-
pen, Verwaltungs- bzw. Stiftungs
räte, Vereine sowie internationale 
Gremien haben einen SAV-Vertreter 
in ihren Reihen.

 10
Hearings 
in parlamentarischen Kommis
sionen nutzt der Schweizerische 
Arbeitgeberverband, um seine 
Standpunkte einzubringen. 

3
Abstimmungsparolen 
fassen die Arbeitgeber zu arbeitge-
berpolitisch relevanten Vorlagen. 

Verband
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2272  
Medienbeiträge  
nehmen Bezug auf den Schwei
zerischen Arbeitgeberverband und 
seine Positionen – das sind:

 1916 
Printbeiträge

 249 
Radiobeiträge

 107 
Fernsehbeiträge

 2,49 
Seiten 
rufen die Besucher der Arbeitgeber-
Website pro Sitzung im Durchschnitt 
auf.

~100
Veranstaltungen 
bieten den Arbeitgebern eine exter-
ne Plattform, um in Referaten und 
Podiumsdiskussionen ihre Positio-
nen zu vertreten.

53 492
neue Nutzer  
besuchen die Arbeitgeber-Website.

41 
Newsletter  
verschicken die Arbeitgeber je in 
einer deutschen und einer französi-
schen Ausgabe an ihre Abonnenten.

 1006 
Follower  
auf Twitter zählt die Arbeitgeber-
Community, 60 Prozent mehr als ein 
Jahr zuvor.

 2 
Publikationen  
gibt der Schweizerische Arbeit
geberverband in gedruckter oder 
elektronischer Form heraus.

 1 
App 
dient dem Schweizerischen Arbeit-
geberverband als digitale Bibliothek 
für seine Publikationen und Stel-
lungnahmen.

Medien Online
Veranstaltungen/
Publikationen

 17  
Medienmitteilungen   
veröffentlichen die Arbeitgeber zu 
arbeitgeberpolitischen Kernthemen.

  226 
Online-Beiträge 
wie Medienmitteilungen, News, 
Meinungen, Positionen, Vernehm-
lassungen, Medienbeiträge, Präsen-
tationen, Interviews publizieren  
die Arbeitgeber auf ihrer Website, 
darunter 132 tagesaktuelle Stel-
lungnahmen.

3
Netzwerkanlässe 
mit landesweiter Beteiligung aus 
Kreisen der Mitglieder sowie der 
nationalen Wirtschaft und Politik 
veranstalten die Arbeitgeber.



Eine Musiklehrerin der International School Rheinfelden übt  
mit sieben- bis achtjährigen Schülern das Flötenspiel.
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Mitglieder
Stand 1. Mai 2017

Branchenorganisationen

AEROSUISSE – Dachverband der 
schweizerischen Luft- und Raumfahrt 
www.aerosuisse.ch

Allpura – Verband Schweizer  
Reinigungs-Unternehmen 
www.allpura.ch

AM Suisse 
www.amsuisse.ch

Arbeitgeberverband Basler Pharma-, 
Chemie- und 
Dienstleistungsunternehmen

Arbeitgeberverband  
der Banken in der Schweiz 
www.arbeitgeber-banken.ch

Arbeitgeberverband Schweizerischer 
Bindemittel-Produzenten 
www.cemsuisse.ch

Arbeitgeberverband Schweizerischer 
Papier-Industrieller (ASPI) 
www.zpk.ch

ASCO  Association of Management 
Consultants Switzerland 
www.asco.ch

CHOCOSUISSE – Verband 
Schweizerischer Schokoladenfabrikanten 
www.chocosuisse.ch

Convention patronale de l’industrie 
horlogère suisse 
www.cpih.ch

CURAVIVA Schweiz – Verband Heime  
und Institutionen Schweiz 
www.curaviva.ch

Erdöl-Vereinigung (EV) 
www.erdoel.ch

EXPERTsuisse – Schweizer 
Expertenverband für Wirtschaftsprüfung, 
Steuern und Treuhand 
www.expertsuisse.ch

seit 1.1.2017 
Fédération suisse romande des 
entreprises de plâtrerie-peinture (FREPP) 
Präsident: André Buache 
Direktor: Marcel Delasoie 
www.frepp.ch 

fial – Foederation der Schweizerischen 
Nahrungsmittel-Industrien 
www.fial.ch 

GastroSuisse 
www.gastrosuisse.ch

seit 1.1.2017 
Groupement des Entreprises 
Multinationales (GEM) 
Präsidentin: Dr. Frédérique Reeb-Landry 
Generalsekretär: Arnaud Bürgin 
www.gemonline.ch

H+ Die Spitäler der Schweiz 
www.hplus.ch

seit 1.1.2016 
Handel Schweiz 
Präsident: Jean-Marc Probst 
Direktor: Kaspar Engeli 
www.handel-schweiz.com

holzbau schweiz – Verband Schweizer 
Holzbau-Unternehmungen 
www.holzbau-schweiz.ch

hotelleriesuisse –  
Schweizer Hotelier-Verband 
www.hotelleriesuisse.ch

seit 1.1.2017 
ICTswitzerland 
Präsident: Nationalrat Marcel Dobler 
Geschäftsführer: Andreas Kaelin 
www.ictswitzerland.ch

IG DHS Interessengemeinschaft 
Detailhandel 
www.igdhs.ch

Schweizer Brauerei-Verband (SBV) 
www.bier.ch

Schweizer Buchhändler- und  
Verleger-Verband (SBVV) 
www.swissbooks.ch

Schweizerischer Baumeisterverband 
www.baumeister.ch

Schweizerischer  
Versicherungsverband (SVV) 
www.svv.ch

seit 1.1.2016 
SMGV Schweizerischer Maler- und 
Gipserunternehmer-Verband 
Zentralpräsident: Mario Freda 
Direktor: Peter Baeriswyl 
www.smgv.ch

Spitex Verband Schweiz 
www.spitex.ch

suissetec – Schweizerisch-
Liechtensteinischer 
Gebäudetechnikverband 
www.suissetec.ch

SWICO – Schweizerischer 
Wirtschaftsverband der  
Informations-, Kommunikations-  
und Organisationstechnik 
www.swico.ch

SwissBeton – Fachverband für  
Schweizer Betonprodukte 
www.swissbeton.ch

Swiss Cigarette 
www.swiss-cigarette.ch

SWISSMECHANIC – Schweizerischer 
Verband mechanisch-technischer 
Betriebe 
www.swissmechanic.ch

Swissmem – ASM Arbeitgeberverband 
der Schweizer Maschinenindustrie 
www.swissmem.ch

Swiss Plastics 
www.swiss-plastics.ch

Swiss Retail Federation (SRF) 
www.swiss-retail.ch

swissstaffing 
www.swissstaffing.ch

Swiss Textiles Textilverband Schweiz 
www.swisstextiles.ch

VERBAND DER SCHWEIZER 
DRUCKINDUSTRIE (VSD) 
www.vsd.ch

Verband SCHWEIZER MEDIEN 
www.schweizermedien.ch

Verband Schweizerischer  
Privatschulen (VSP) 
www.swiss-schools.ch

Verband Schweizerischer Sicherheits
dienstleistungs-Unternehmen (VSSU) 
www.vssu.org

Verband Schweizerischer 
Versicherungsbroker (SIBA) 
www.siba.ch

Vereinigung Schweizerischer 
Glasfabriken

viscom – swiss print & communication 
association 
www.viscom.ch

VSEI Verband Schweizerischer  
Elektro-Installationsfirmen 
www.vsei.ch
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Regionalorganisationen

Aargauische Industrie- und 
Handelskammer (AIHK) 
www.aihk.ch

AITI Associazione Industrie Ticinesi 
www.aiti.ch

Arbeitgeberverband Basel 
www.arbeitgeberbasel.ch

Arbeitgeberverband Kreuzlingen  
und Umgebung 
www.agvkreuzlingen.ch

AGV Arbeitgeberverband Rheintal 
www.agv-rheintal.ch

Arbeitgeber-Verband Rorschach  
und Umgebung 
www.agv-rorschach.ch

Arbeitgeberverband  
Sarganserland-Werdenberg 
www.agv-sw.ch

Arbeitgeber-Verband See und Gaster 
www.agvsg.ch

Arbeitgeberverband Südthurgau 
www.agv-suedthurgau.ch

Chambre de commerce et d’industrie  
du Jura 
www.ccij.ch

Chambre de commerce et d’industrie 
Fribourg (CCIF) 
www.ccif.ch

Chambre neuchâteloise du commerce  
et de l’industrie 
www.cnci.ch

Chambre valaisanne de commerce  
et d’industrie 
www.wihk.ch

Chambre vaudoise du commerce  
et de l’industrie (CVCI) 
www.cvci.ch

Handels- und Industriekammer 
Appenzell-Innerrhoden 
www.hika-ai.ch

Handelskammer und  
Arbeitgeberverband Graubünden 
www.hkgr.ch

IHK Industrie- und  
Handelskammer Thurgau 
www.ihk-thurgau.ch

Industrie- und Handelskammer 
Zentralschweiz 
www.ihz.ch

Industrie- und Handelsverband  
Grenchen und Umgebung 
www.ihvg.ch

Kantonalverband Bernischer  
Arbeitgeber-Organisationen 
www.berner-arbeitgeber.ch

Mit folgenden Unterorganisationen: 

Arbeitgeberausschuss der HIV-Sektion 
Burgdorf-Emmental

Arbeitgeberausschuss der HIV-Sektion 
Lyss-Aarberg und Umgebung

Arbeitgebersektion des Handels- und 
Industrievereins Biel-Seeland

Arbeitgeberverband Wirtschaftsraum 
Thun und Berner Oberland 
www.agvthun.ch

Verband der Arbeitgeber der Region 
Bern (VAB) 
www.berner-arbeitgeber.ch

WVO Wirtschaftsverband Oberaargau 
www.wvo-oberaargau.ch

Solothurner Handelskammer 
www.sohk.ch

Union des Associations  
Patronales Genevoises (UAPG) 
www.uapg.ch

Union des Industriels Valaisans 
www.uiv.ch

Verband Zürcher Handelsfirmen 
www.vzh.ch

Vereinigung Zürcherischer 
Arbeitgeberorganisationen

Vereinigung Zürcherischer 
Arbeitgeberverbände der Industrie (VZAI) 
www.vzai.ch 

Mit folgenden Unterorganisationen:

Arbeitgeberverband des Bezirks 
Affoltern am Albis und Umgebung

Arbeitgeber-Verband Zürcher Oberland 
und rechtes Seeufer 
www.avzo.ch

Arbeitgeberverein Zürichsee- 
Zimmerberg (AZZ) 
www.agzz.ch 

Arbeitgebervereinigung des  
Zürcher Unterlandes (AZU) 
www.avzu.ch

Handelskammer und 
Arbeitgebervereinigung Winterthur 
(HAW) 
www.haw.ch

INDUSTRIEVEREIN VOLKETSWIL – 
Vereinigung der Industrie-, Handels- 
und Dienstleistungsbetriebe in 
Volketswil und Umgebung 
www.ivv.ch

Industrievereinigung Weinland

ivz Industrie-Verband Zürich 
www.ivz.ch

Zuger Wirtschaftskammer 
www.zwk.ch

EINZELMITGLIEDER

BLS AG 
www.bls.ch

Die Schweizerische Post AG 
www.post.ch

Schweizerische Bundesbahnen SBB 
www.sbb.ch

Swisscom AG 
www.swisscom.ch

Die ausführlichen und laufend aktualisierten 
Adressangaben unserer Mitglieder können der 
Website www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/
mitglieder entnommen werden.

www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/mitglieder
www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/mitglieder


Eine junge Zugbegleiterin der SBB gibt einem älteren Fahrgast am 
Zürcher Hauptbahnhof Auskunft.
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PRÄSIDENT

 
 
 
 
 
 
 
Valentin Vogt 

VIZEPRÄSIDENTEN

 
 
 
 
 
Gian-Luca Lardi  
Schweizerischer 
Baumeisterverband

 
 
 
 
Jean-Marc Probst  
Chambre vaudoise  
du commerce et de 
l’industrie (CVCI)

QUÄSTOR

 
 
 
 
Barend Fruithof  
Arbeitgeberverband 
der Banken  
in der Schweiz

Mitglieder

 
 
 
 
Guillaume  
Barazzone  
Nationalrat, frei 
gewähltes Mitglied

 
 
 
 
 
Roberto Gallina  
AITI Associazione 
Industrie Ticinesi

 
 
 
Pierre-André 
Michoud  
hotelleriesuisse –
Schweizer  
Hotelier-Verband

 
 
 
Elisabeth  
Zölch Bührer  
Convention patronale 
de l’industrie  
horlogère suisse

 
 
 
 
 
 
Charles Bélaz  
swissstaffing

 
 
 
 
 
Karin Keller-Sutter  
Ständerätin, frei 
gewähltes Mitglied

 
 
 
 
Severin Moser 
Schweizerischer 
Versicherungs
verband (SVV)

 
 
Dr. Thomas Bösch  
Arbeitgeberverband 
Basler Pharma-,  
Chemie- und  
Dienstleistungs
unternehmen 

 
 
 
Brigitte Lüchinger-
Bartholet  
AGV 
Arbeitgeberverband 
Rheintal

 
 
 
Philip Mosimann  
Swissmem – ASM 
Arbeitgeberverband  
der Schweizer 
Maschinenindustrie

VORSTANDSAUSSCHUSS
Stand 1. Mai 2017
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Danika Ahr 
Swiss Cigarette

Daniel Arn 
SWISSMECHANIC – Schweizerischer 
Verband mechanisch-technischer Betriebe

Barbara Bourouba 
Arbeitgeberverband Schweizerischer 
Bindemittel-Produzenten

Jürg Brechbühl 
Allpura – Verband Schweizer  
Reinigungs-Unternehmen

Claudia Bucheli Ruffieux 
Verband Zürcher Handelsfirmen

Dominik Bürgy 
EXPERTsuisse – Schweizer Expertenverband 
für Wirtschaftsprüfung, Steuern und 
Treuhand

Peter Edelmann 
viscom – swiss print & communication 
association

Hans-Jürg Enz 
Vereinigung Schweizerischer Glasfabriken

Jean-Luc Favre 
Union des Associations Patronales 
Genevoises UAPG

Mario Freda 
SMGV Schweizerischer Maler-  
und Gipserunternehmer-Verband

Max Fritz 
Arbeitgeberverband Schweizerischer 
Papier-Industrieller (ASPI)

Stefan Gautschi 
Swiss Plastics

Daniel Hofer 
Erdöl-Vereinigung (EV)

Daniel Huser 
suissetec – Schweizerisch-Liechten
steinischer Gebäudetechnikverband

Marc R. Jaquet 
Arbeitgeberverband Basel

Yves-André Jeandupeux 
Die Schweizerische Post AG

Dagmar Jenni 
Swiss Retail Federation (SRF)

Franziska Jermann 
BLS AG

Markus Jordi 
Schweizerische Bundesbahnen SBB

Andreas Knöpfli 
SWICO – Schweizerischer Wirtschafts
verband der Informations-, Kommunika-
tions- und Organisationstechnik

Dr. Werner Kübler 
H+ Die Spitäler der Schweiz

Hans Kunz 
AM Suisse

Paul Kurrus 
AEROSUISSE – Dachverband der 
schweizerischen Luft- und Raumfahrt

Blaise Matthey 
frei gewähltes Mitglied

Philipp Moersen 
Schweizer Brauerei-Verband (SBV)

Rolf Müller 
CURAVIVA Schweiz – Verband Heime und 
Institutionen Schweiz

Marcel Nickler 
ASCO Association of Management 
Consultants Switzerland

Daniel A. Pfirter 
Handel Schweiz

Dr. Gerhard Pfister 
Nationalrat, Verband Schweizerischer 
Privatschulen (VSP)

Casimir Platzer 
GastroSuisse

Martin Reichle 
Vereinigung Zürcherischer 
Arbeitgeberorganisationen

Dr. Hanspeter Rentsch 
Convention patronale de l’industrie 
horlogère suisse

Andreas Ruch 
Industrie- und Handelskammer 
Zentralschweiz

Hans Rupli 
holzbau schweiz – Verband Schweizer 
Holzbau-Unternehmungen

Peter Schilliger 
Nationalrat, frei gewähltes Mitglied

Martin Schoop 
Aargauische Industrie- und 
Handelskammer

André Jean Six 
Swiss Textiles Textilverband Schweiz

Markus Somm 
Verband SCHWEIZER MEDIEN

Dr. Markus Staub 
VERBAND DER SCHWEIZER 
DRUCKINDUSTRIE (VSD)

Walter Suter 
Spitex Verband Schweiz

Jean-Christophe Thiébaud 
fial – Foederation der Schweizerischen 
Nahrungsmittel-Industrien

Dr. Claude Thomann 
Kantonalverband Bernischer  
Arbeitgeber-Organisationen

Michael Tschirky 
VSEI Verband Schweizerischer  
Elektro-Installationsfirmen

Dr. Dirk Vaihinger 
Schweizer Buchhändler- und  
Verleger-Verband (SBVV)

Martin Weder 
SwissBeton – Fachverband für  
Schweizer Betonprodukte

Dr. Hans C. Werner 
Swisscom AG

Kurt Wicki 
Verband Schweizerischer 
Versicherungsbroker (SIBA) 

Hans Winzenried 
Verband Schweizerischer Sicherheits
dienstleistungs-Unternehmen (VSSU)

Fabrice Zumbrunnen 
IG DHS Interessengemeinschaft 
Detailhandel

EHRENMITGLIEDER

Fritz Blaser

Dr. Guido Richterich

Dr. Rudolf Stämpfli

GAST

Monika Rühl 
economiesuisse

REVISIONSSTELLE

OBT AG, Zürich

VORSTAND
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Gesamtleitung

 
 
 
 
 
Prof. Dr.  
Roland A. Müller 
Direktor

 
 
 
Christian Maduz 
Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter und 
Projektleiter  
Direktion

 
 
 
Berta Stüssi 
Direktionsassistentin /   
Geschäftssteuerung,  
Leitung Finanzen  
und Personal 

Ressort Arbeitsmarkt  
und arbeitsrecht

 
Daniella  
Lützelschwab 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiterin

 
 
 
Dr. Simon Wey 
Fachspezialist 
Arbeitsmarkt
ökonomie  
und stv. Ressortleiter 

Ressort Bildung und berufliche 
aus- und weiterbildung

 
 
 
 
Jürg Zellweger 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiter

Geschäftsstelle
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Back Office und Administration

 
 
 
 
Hélène Kündig-
Etienne 
Leiterin Back Office 
und Assistentin

 
 
 
 
 
Astrid Egger  
Buchhaltung  
und Finanzen

 
 
 
 
 
 
Sabine Maeder  
Assistentin
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Ressort Sozialpolitik  
und sozialversicherungen

 
 
 
 
Martin Kaiser 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiter

 
 
 
Frédéric Pittet 
Fachspezialist 
Sozialpolitik und 
Sozialversicherungen  
und stv. Ressortleiter

Ressort INTERNATIONALE 
ARBEITGEBERPOLITIK

 
 
Marco Taddei  
Mitglied der 
Geschäftsleitung,  
Responsable  
Suisse romande  
und Ressortleiter

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ressort Kommunikation

 
 
 
 
Dr. Fredy Greuter 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiter

 
 
 
 
 
Daniela Baumann 
Projektleiterin  
Kommunikation

 
 
 
 
 
Marin Good 
Projektleiter  
Kommunikation

 
 
 
 
 
 
Laura Rindlisbacher 
Assistentin

 
 
 
 
 
Margaret Seclì  
Assistentin  
Administration

 
 
 
 
 
Katharina Singh  
Assistentin  
Administration 
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Arbeitsmarkt

Eidgenössische Arbeitskommission  
Daniella Lützelschwab

Eidgenössische Kommission  
für Frauenfragen  
Daniella Lützelschwab

Eidgenössische Kommission  
für Migrationsfragen  
Daniella Lützelschwab

Eidgenössische 
Koordinationskommission für 
Arbeitssicherheit (Ekas)  
Simon Wey

Eidgenössische Tripartite Kommission  
für die flankierenden Massnahmen  
Roland A. Müller

Expertengruppe Wirtschaftsstatistik 
Simon Wey

Kommission für Wirtschaftspolitik  
Roland A. Müller

Suva: Verwaltungsrat und  
Verwaltungsratsausschuss  
Roland A. Müller

Bildung

Éducation 21 – Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung: Stiftungsrat 
Jürg Zellweger

Eidgenössische Berufsbildungs
kommission  
Jürg Zellweger

Expertenrat Weiterentwicklung  
der Armee (WEA) 
Jürg Zellweger	

Interessengemeinschaft Kaufmännische 
Grundbildung (IGKG) Schweiz:  
Vizepräsidium 
Jürg Zellweger

Schweizerischer Trägerverein für  
Berufs- und höhere Fachprüfungen in 
Human Resources (HRSE) 
Jürg Zellweger

Stiftung Swiss Skills: Stiftungsrat 
Jürg Zellweger

Verein Swiss Skills: Marketing & Events: 
Mitglied des Präsidiums 
Roland A. Müller

Verein Swiss Skills: Marketing & Events: 
Vorstandsmitglied  
Jürg Zellweger

Verein Jugend und Wirtschaft:  
Vizepräsidium  
Jürg Zellweger

Sozialpolitik

ALV-Ausgleichsfonds: 
Aufsichtskommission (inkl. Ausschuss): 
Vizepräsidium 
Roland A. Müller

BVG-Auffangeinrichtung: Vizepräsidium 
Stiftungsrat, Stiftungsratsausschuss  
und Leiter Anlageausschuss  
Martin Kaiser

BVG-Sicherheitsfonds: Vizepräsidium 
Stiftungsrat  
Martin Kaiser

Compasso – berufliche Integration:  
Präsidium  
Martin Kaiser

Compenswiss – Ausgleichsfonds  
AHV/IV/EO: Verwaltungsrat und 
Verwaltungsratsausschuss  
Thomas Daum

Eidgenössische AHV-/IV-Kommission: 
finanzmathematischer Ausschuss  
und IV-Ausschuss  
Martin Kaiser

Eidgenössische BVG-Kommission  
(inkl. Anlageausschuss)  
Martin Kaiser

Expertengruppe Sozialstatistik  
Frédéric Pittet

Finanz- und Steuerkommission  
economiesuisse  
Martin Kaiser

Gesundheitskommission  
economiesuisse  
Martin Kaiser

Nationales Programm zur Prävention und 
Bekämpfung von Armut: Begleitgruppe  
Martin Kaiser

Netzwerk Psychische Gesundheit:  
Expertengruppe  
Martin Kaiser

Stiftung Profil – Arbeit & Handicap  
Roland A. Müller

UVG-Ersatzkasse: Stiftungsrat  
Frédéric Pittet (designiert)

INTERNATIONALES

Advisory Committee on Vocational 
Training (ACVT) to the European 
Commission 
Jürg Zellweger

Business and Industry Advisory  
Committee to the OECD  
Marco Taddei

Businesseurope: Council of Presidents  
Valentin Vogt

Businesseurope: Executive Committee  
Roland A. Müller

Efta-Konsultativausschuss  
Marco Taddei

Eidgenössische Kommission zur  
Beratung des Nationalen Kontaktpunktes 
für die OECD-Leitsätze  
Marco Taddei

Eidgenössische tripartite Kommission  
für die IAO-Angelegenheiten  
Marco Taddei

Internationale Arbeitsorganisation  
Marco Taddei

Internationaler Verband der Arbeitgeber  
Marco Taddei

Schweizerisches Kompetenzzentrum  
für Menschenrechte  
Marco Taddei

Mandate
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Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber 
in Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer 
Wirtschaft rund 90 regionale und branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie 
einige Einzelunternehmen. Insgesamt vertritt er über 100 000 Klein-, Mittel- und Gross
unternehmen mit knapp 2 Millionen Arbeitnehmenden aus allen Wirtschaftssektoren. Der 
SAV setzt sich für eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz ein. Er verfügt 
dabei über anerkanntes Expertenwissen insbesondere in den Bereichen Arbeitsmarkt, 
Bildung und Sozialpolitik. Geführt wird der Verband von Direktor Roland A. Müller, präsidiert 
von Valentin Vogt.

Bildnachweise
Umschlag: Gaëtan Bally
S. 1: Rob Lewis
S. 3: Marin Good
S. 5: Fredy Greuter
S. 10: Swissmem
S. 15: Gaëtan Bally
S. 19: Gaëtan Bally
S. 23: Schweizerischer Arbeitgeberverband 
S. 24: Gaëtan Bally
S. 28: Gaëtan Bally
S. 30/31: Fabian Stamm (2 Bilder in der Mitte), Keystone (Bild unten rechts),  
Schweizerischer Arbeitgeberverband (übrige Bilder)
S. 32/33: Fabian Stamm
S. 36: Gaëtan Bally
S. 39: Gaëtan Bally
S. 40: zVg
S. 42/43: Rob Lewis
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Hegibachstrasse 47 
8032 Zürich 
T +41 (0)44 421 17 17 
F +41 (0)44 421 17 18 
www.arbeitgeber.ch 
verband@arbeitgeber.ch

Büro Bern: 
Marktgasse 25 / Amthausgässchen 3 
3011 Bern 
T +41 (0)31 312 37 02 
F +41 (0)31 312 37 03

Büro Lausanne: 
47, Avenue d’Ouchy 
1006 Lausanne 
T +41 (0)21 613 36 85

http://www.arbeitgeber.ch
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